
 

 

  Revision baurechtliche Grundordnung    Gewässerräume / Pläne 
       

  
 
 

 
 

 
 

 

 

 
 

Einwohnergemeinde Herbligen 
Aktualisierung der baurechtlichen Grundordnung  
(Umsetzung BMBV und revidierten Baugruppe des Bauinventars sowie 
Festlegung Gewässerräume und Fuss-/Wanderwege mit Neufassung des 
Baureglements auf Basis des kantonalen Musterbaureglements à Nicht 
Gegenstand der Neufassung des Baureglements sind die Sonderzone SZ1 
«Gärtnerei» und die Zone mit Planungspflicht ZPP Nr. 2 «Widibühl») 
 
Erläuterungsbericht 

 
 
27. Februar 2024 
Aufträge / 743 / 07 / 743_Ber_240227_Erlaeuterungsbericht_GewR_BMBV.docx / 20.02.2024 / cs / Kräuchi / nh 
 
  

AUFLAGE 



Herbligen – Aktualisierung Grundordnung – Erläuterungsbericht 2 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Revision der baurechtlichen Grundordnung 
 
Planung Beratung Raumentwicklung 
Bälliz 67 / 3600 Thun 
Tel 033 223 44 80 / info@lohnerpartner.ch / www.lohnerpartner.ch 
 
– Christoph Stäussi, Geograph M.Sc. FSU 
– Urs Fischer, Dipl.-Ing. Stadtplanung SIA FSU REG A 
– Fabienne Kaufmann, Geographin M.Sc. 
– Noemi Häussler, Praktikantin / Werkstudentin 
 
 
Seftigenstrasse 400 / 3084 Wabern 
Tel 031 809 19 50 / info@landplan.ch / www.landplan.ch 
 
– Christoph Giger, dipl. Umwelt Ingenieur FH / M.Sc. GIS 
– Adrian Kräuchi, dipl. Ing. FH in Landschaftsarchitektur / Executive MBA 
 
 
 
Gewässerräume und Plandarstellungen  
 
Kirchweg 1 / 3510 Konolfingen 
Tel 031 790 22 22 / konolfingen@schmalzing.ch / www.schmalzing.ch   

Lohner + Partner AG 

landplan AG 

Schmalz Ingenieur AG 



Herbligen – Aktualisierung Grundordnung – Erläuterungsbericht 3 

Inhalt 
 

Vorwort ........................................................................................................ 4	

1	 Ausgangslage ................................................................................... 5	

2	 Aktualisierung des Baureglements ................................................. 7	
2.1	 Musterbaureglement des Kantons Bern ............................................. 7	
2.2	 Harmonisierte Messweisen der baupolizeilichen Masse (BMBV) ....... 8	
2.3	 Weitere Aktualisierungen .................................................................. 11	
2.4	 Hinweis zu den Nutzungszonen ....................................................... 13	

3	 Gewässerräume nach GSchG/GschV ........................................... 14	
3.1	 Gewässernetz ................................................................................... 14	
3.2	 Festlegung der Gewässerräume ...................................................... 16	
3.3	 Beurteilung dicht überbaute Gebiete und Randstreifen .................... 19	
3.4	 Umsetzung in der baurechtlichen Grundordnung ............................. 19	
3.5	 Besitzstand ....................................................................................... 20	

4	 Ortsbild- und Kulturobjekte ........................................................... 21	

5	 Fuss- und Wanderwege ................................................................. 24	

6	 Planerlassverfahren ....................................................................... 25	
6.1	 Ablauf ................................................................................................ 25	
6.2	 Mitwirkung ......................................................................................... 26	
6.3	 Vorprüfung ........................................................................................ 26	
6.4	 Auflage .............................................................................................. 27	
6.5	 Beschluss ......................................................................................... 27	

Anhang	
I	 Übertragungsprotokoll Baureglement vom 7. Februar 2024	
II	 Tiefbauamt des Kantons Bern, Oberingenieurkreis II: Amtsbericht 

Wasserbaupolizei Entlastung Gollermattgraben vom 27.03.2018	
III	 Tabelle Berechnung Gewässerräume vom 7. Februar 2024	
IV	 Mitwirkungsbericht vom 5. November 2019, revidiert am 7. Februar 

2024 aufgrund der Vorprüfung	
V	 Vorprüfungsbericht vom 22. Juni 2023	
VI	 Arbeitspapier «Auswertung Vorprüfungsbericht vom 22. Juni 2023» 

Stand 7. Februar 2024	
  

Titelbild: Herbligen [Foto: Gemeinde Herbligen] 



Herbligen – Aktualisierung Grundordnung – Erläuterungsbericht 4 

Vorwort 

Der Erläuterungsbericht dient Interessierten, die Inhalte und Zusammen-
hänge der Aktualisierung der baurechtlichen Grundordnung nachvollziehen 
und verstehen zu können: 
– auf Gemeindestufe zur Gewährleistung des Wissenstransfers für nach-

folgende Gemeindebehördenmitglieder, 
– der Planungsbehörde zur Qualitätskontrolle der Planung, 
– der Vorprüfungs- und Genehmigungsbehörde (Amt für Gemeinden und 

Raumordnung des Kantons Bern AGR) zur Beurteilung der Planung. 
 
Der Erläuterungsbericht ist 
– ein zwingender Bestandteil der Planung, 
– entsprechend den Anforderungen von Art. 47 RPV und der «Planungs-

hilfe für Ortsplanungen» des AGR verfasst, 
– für die Bevölkerung eine unverzichtbare Grundlage für die Mitwirkung, 

die Auflage und die Beschlussfassung. 
 
  

Raumplanungsbericht 
nach Art. 47 RPV 
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1 Ausgangslage 

Das eidgenössische Raumplanungsgesetz (RPG 1979) verpflichtet Bund, 
Kantone und Gemeinden, die Raumentwicklung zu planen, den Boden 
haushälterisch zu nutzen, die raumwirksamen Tätigkeiten abzustimmen 
und dabei die Bedürfnisse der Bevölkerung und der Wirtschaft zu beach-
ten. Die kantonale Baugesetzgebung (BauG 1985: Art. 53 ff.) sowie der 
kantonale Richtplan geben den Auftrag zur Ortsplanung und definieren An-
sprüche an Inhalt und Umfang der Planungsinstrumente jeder Gemeinde.  
 
 
– Mit der Aktualisierung der baurechtlichen Grundordnung wird das Bau-

reglement an die Vorgaben bezüglich der harmonisierten Messweisen 
der baupolizeilichen Masse (BMBV) angepasst.  

– Im Jahr 2011 wurde das neue Gewässerschutzgesetz des Bundes in 
Kraft gesetzt. Damit erhalten die Gemeinden den Auftrag, die Gewässer-
räume gemäss den neuen gesetzlichen Rahmenbedingungen grundei-
gentümerverbindlich festzulegen. 

– Im Rahmen der Revision des Bauinventars des Kantons Bern überprüfte 
die kantonale Denkmalpflege sämtliche Baugruppe. Auch jene von 
Herbligen wurde überprüft und dabei ergänzt. Baugruppen gelten als 
Grundlage für die kommunalen Ortsbildschutzgebiete, welche mindes-
tens im Umfang einer Baugruppe ausgeschieden werden müssen. Die 
Gemeinde ergänzt aus diesem Grund das bestehende Ortsbildschutzge-
biet gemäss überarbeiteter Baugruppe (Inkraftsetzung 04.12.2019).  

– Weiter werden die archäologischen Stätten und Fundstellen gemäss re-
vidiertem kantonalem archäologischem Inventar angepasst (Verfügung 
Amt für Kultur vom 25.10.2021).  

– Zudem werden die historischen Verkehrswege auf der Grundlage des 
Bundesinventars der historischen Verkehrswege der Schweiz (IVS) auf-
genommen. In diesem Zusammenhang werden auch die Fuss- und 
Wanderwege gemäss den kantonalen Sachplan in die kommunale 
Richtplanung umgesetzt.  

 
 
Die Gemeinde Herbligen verfügt über eine Nutzungsplanung inkl. Land-
schaftsplanung von 2000 mit Nachführungen bis 2009. Die Planung ent-
spricht weitgehend den Bedürfnissen der Gemeinde. Deshalb beschränkt 
sich die Gemeinde Herbligen bewusst auf eine technische Aktualisierung 
der baurechtlichen Grundordnung mit Umsetzung der überarbeiteten kanto-
nalen Grundlagen.  
 

Auftrag 

Handlungsbedarf 

Vorgehen und Umfang 
Teilrevision 



Herbligen – Aktualisierung Grundordnung – Erläuterungsbericht 6 

Mit einer Neufassung des Baureglements sollen alle erfolgten Nachführun-
gen anwenderfreundlich zusammengefasst werden. Die Neufassung erfolgt 
auf der Grundlage des Musterbaureglements des Kantons Bern. Dieses 
enthält sowohl die Umsetzung der BMBV wie die Bestimmungen zu den 
Gewässerräumen. Die Gemeinde nimmt die Neufassung des Bauregle-
ments zum Anlass einerseits gezielt einzelne Bestimmungen den kantona-
len Musterbestimmungen sowie den Erfahrungen im Baubewilligungsver-
fahren anzupassen. Andererseits sollen auch die räumlichen Festlegungen 
den aktuellen, revidierten kantonalen Grundlagen entsprechen und damit 
angepasst werden.  
 
Nicht Gegenstand der Neufassung des Baureglements sind die Sonder-
zone SZ1 «Gärtnerei» und die Zone mit Planungspflicht ZPP Nr. 2 «Widi-
bühl». Bei diesen Arealen sind separate Planungen am Laufen bzw. mittel-
fristig in Arbeit. Damit die Bestimmungen zu diesen Arealen (u.a. Art und 
Mass der Nutzung) nicht der Planbeständigkeit unterliegen, gelten dort wei-
terhin die Bestimmungen gemäss Baureglement von 2000.  
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2 Aktualisierung des Baureglements  

2.1 Musterbaureglement des Kantons Bern 

Die Neufassung des Baureglements von Herbligen erfolgt auf der Grund-
lage des Musterbaureglements des Kantons Bern (Stand: 11.11.2022).  
 
 
 rechtsverbindliche  

Normen-Spalte 
Kommentar-Spalte 

 
Abb. 1: Darstellung des Baureglements mit Normen-Spalte und Kommentar-Spalte. 
 
Für eine bessere Lesbarkeit sind die einzelnen Artikel in eine rechtsver-
bindliche Normen-Spalte und in eine erläuternde, hinweisende Kommentar-
Spalte gegliedert. In der Beilage (zum Baureglement) werden übergeord-
nete Schutzobjekte- und -gebiete im Siedlungsgebiet erläutert, insbeson-
dere die gesetzlichen Grundlagen und Wirkungen der im Bauinventar als 
schützens- und erhaltenswert eingestuften sogenannten Baudenkmäler so-
wie der historischen Verkehrswege von regionaler und lokaler Bedeutung 
mit viel und mit Substanz. 
 
 

Darstellung 
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2.2 Harmonisierte Messweisen der baupolizeilichen Masse (BMBV) 

Neu richten sich die Bestimmungen zu den Messweisen nach einer ge-
samtschweizerischen Normierung. Sie sind grösstenteils in der kantonalen 
Verordnung über die Begriffe und Messweisen im Bauwesen (BMBV) ab-
schliessend geregelt, u.a. die Definition und Messweise 
– des massgebenden Terrains, 
– der Gebäude inkl. An- und Kleinbauten, unterirdische Bauten und Unter-

niveaubauten, 
– der Fassadenlinien für die Bestimmung von Längen und Abständen, 
– der unbedeutend vor- und rückspringenden Gebäudeteile,  
– der Gebäudelänge und -breite, 
– der Höhen von Gebäuden, 
– der Voll-, Dach-, Attika- und Untergeschossen, 
– der Grenz- und Gebäudeabstände, 
– der anrechenbaren Land-, Geschoss- und Nutzflächen sowie der Nut-

zungsziffern 
 
 
Im bisherigen Baureglement wurde zur Bestimmung der maximalen Höhe 
von Bauten die Gebäudehöhe verwendet. Mit der BMBV findet die Gebäu-
dehöhe keine Anwendung mehr und muss ersetzt werden. Daher wird die 
bisherige Gebäudehöhe durch die neue traufseitige Fassadenhöhe ersetzt, 
da sich diese sehr nahe an der bisherigen Regelung orientiert.  
 

 
Abb. 2: Schema «Oberer Messpunkt für die traufseitige Fassadenhöhe»  
[ohne Massstab | Quelle: Amt für Gemeinden und Raumordnung] 
 
Bisher galt als Gebäudehöhe auf jeder Gebäudeseite das Mittel aus den 
beiden Fassadenhöhen an den äussersten Gebäudeecken, gemessen vom 
gewachsenen Boden bzw. vom fertigen Terrain (sofern dieses tiefer liegt) 
bis zur Schnittlinie der Fassadenflucht mit Oberkante des Dachsparrens. 
Neu gilt die Fassadenhöhe, welche der grösste Höhenunterschied zwi-
schen der Schnittlinie der traufseitigen Fassadenflucht mit der Oberkante 
der Dachkonstruktion (Oberkante des Dachsparrens) und der dazugehöri-
gen Fassadenlinie darstellt.  
 

Fassadenhöhe 
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Der untere Messpunkt kann mit der neuen Messweise irgendwo in der Fas-
sade liegen. Er ist mit dem vorherrschenden geneigten Gelände i.d.R. neu 
an der untersten Gebäudeecke. Dadurch wird ein grösserer Höhenunter-
schied gemessen. Deshalb wird gegenüber dem bisherigen Mass ein Zu-
schlag von 50 cm festgelegt. Diese Umrechnung des Höhenmasses auf die 
neue Messweise berücksichtigt auch die heutigen Anforderungen an die 
Raumhöhen sowie eine zeitgemässe Konstruktion der Steildächer.  
 
 
Die bisherige Kniewandhöhe wird durch die neue Kniestockhöhe ersetzt. 
Neu wird die Kniestockhöhe ab rohem Boden bis Oberkante der Dachkon-
struktion (Oberkante des Dachsparrens) gemessen. Mit der neuen Defini-
tion wird ein grösserer Höhenunterschied gemessen. Deshalb wird gegen-
über dem bisherigen Mass ein Zuschlag von 20 cm festgelegt.  
 

 
Abb. 3: Schema Messweise Kniestockhöhe 
[ohne Massstab | Quelle: Amt für Gemeinden und Raumordnung] 
 
 
Wie heute werden offene, vorspringende Gebäudeteile nicht an die Gebäu-
delänge angerechnet und können bis zu einem zulässigen Mass in den 
Grenzabstand hineinragen. Das zulässige Mass über der Fassadenflucht 
muss neu definiert werden und wird mit max. 3.00 m festgelegt. Für Dach-
vorsprünge muss im Gegensatz zu Vordächern keine Breitenbeschränkung 
eingehalten werden (vgl. Art. 10 BMBV).  
 
Auf Grund der Erfahrungen und zum Schutz der Nachbarschaft werden je-
doch neu nur noch offene vorspringende Gebäudeteile (d.h. Gebäudeteile, 
die ab Brüstung/Geländer auf mind. zwei Seiten offen sind [wie Balkone, 
Terrassen, Aussentreppen, Rampen und dgl.], Vordächer sowie Dachvor-
sprünge) abstandsprivilegiert. 
 

Kniewandhöhe  

Vorspringende  
Gebäudeteile 
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Abb. 3: Schema zu den vorspringenden Gebäudeteilen 
[ohne Massstab | Quelle: Amt für Gemeinden und Raumordnung] 
 
 
Mit der BMBV wird die Bruttogeschossfläche (BGF) bzw. die Ausnützungs-
ziffer (AZ) aufgehoben. Als Ersatz kommen in Herbligen die Geschossflä-
che oberirdisch bzw. die Geschossflächenziffer oberirdisch (GFZo) zur An-
wendung. Aufgrund der neuen Messweise wird die AZ mit dem Faktor 1.1 
erhöht. 
 
An der Messweise der Überbauungsziffer (ÜZ) erfolgt mit der BMBV keine 
Änderung. Die bisherigen Masse werden übernommen.  
 
 
An- und Nebenbauten werden durch An- und Kleinbauten ersetzt. Sie ent-
halten gemäss BMBV nur noch Nebennutzflächen. Die bisherigen bewohn-
ten, abstandsprivilegierten An- und Nebenbauten werden als sogenannte 
«kleine Gebäude» überführt.  
 
 
In der Wohnzone 1 war bisher keine Geschosszahl festgelegt. Mit der Um-
setzung der BMBV und zum Erhalten der grossen Qualitäten der Hangbe-
bauung in Herbligen wird gemäss Zonenbezeichnung die maximale Ge-
schosszahl auf 1 Vollgeschoss festgelegt.  
 
In der Hanglagen weisen viele bestehende Gebäude drei Nutzungsebenen 
(«Untergeschoss», «Vollgeschoss» und «Dachgeschoss») auf. Die Festle-
gung der Vollgeschosszahl und die neuen Messweise der Geschosse nach 
BMBV könnten dazu führen, dass die unterste Nutzungsebene nicht als 

Nutzungsziffern 

Kleine Gebäude 

Vollgeschosse  
Wohnzone W1 
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Untergeschoss gemessen wird, sondern als Vollgeschosse. In bestehen-
den Gebäudevolumen mit drei Nutzungsebenen sollen alle bestehenden 
Nutzungsebenen weiterhin vollständig genutzt werden können. Mit einer 
Fussnote zur Vollgeschosszahl wird in der Wohnzone W1 sichergestellt 
dies sichergestellt. vgl. Art. 212 Wohnzone W1 Fussnote 3. 
 
 
Mit der Neufassung des Baureglements sind alle baupolizeilichen Masse in 
Art. 212 zusammengeführt. Der Anhang 1 des Baureglements finden sich 
jene wenigen Messweisen und Skizzen, welche auf kommunaler Stufe zu 
definieren sind. Die weiteren Skizzen sind im Anhang der Verordnung über 
die Begriffe und Messweisen im Bauwesen (BMBV) zu finden.  
 
 
 
2.3 Weitere Aktualisierungen  

Mit der Neufassung des Baureglements auf Grundlage des Musterbaureg-
lements des Kantons Bern gibt es weitere Aktualisierungen, vgl. auch An-
hang I – «Übertragungsprotokoll Baureglement»: 
 
 
Das Baureglement wird an die aktuellen gesetzlichen Vorgaben angepasst, 
die Bestimmungen zu den Gewässerräumen ergänzt und alle bereits über-
geordnet geregelten Inhalte gegenüber dem alten Reglement weggelassen; 
dadurch ergibt sich inhaltlich eine wesentliche Vereinfachung und Entschla-
ckung des Reglements. Für nachfolgende Themen finden sich im Bauregle-
ment daher keine Regelungen mehr: das Bewilligungsverfahren, die Er-
schliessung, die Neben- und Gemeinschaftsanlagen, alle übergeordnet ge-
regelten Messweisen und Abstände sowie die Verfahrensvorschriften der 
und die Kompetenzen im Bau- und Planungsverfahren. 
 
Für die einfachere Anwendung und die Beseitigung von Doppelspurigkeiten 
wird eine saubere Trennung der Regelungen zu Art und Mass der Nutzung, 
den Gestaltungsvorschriften, den überlagernden Bau- und Nutzungsbe-
schränkungen sowie zum Schutz und der Gestaltung von Ortsbild und 
Landschaft angestrebt.  
 
 
Die Gebäudebreite sowie die nutzungsabhängige Gebäudelänge in der 
Wohn-/Gewerbezone WG2 werden aufgehoben. Die noch mögliche bauli-
che Entwicklung im Siedlungsgebiet erfolgt weiter nach den wesentlichen, 
siedlungsprägenden Spielregeln bestehend aus den Grenzabständen, Ge-
bäudelänge und Geschosszahl, jedoch können mit dieser Massnahme 

Umsetzung im Baureg-
lement 

Entschlackung 

Umsetzung Siedlungs-
entwicklung nach innen 
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bestehende Potentiale innerhalb des Siedlungsgebiets besser genutzt wer-
den. Dazu gehören auch die Möglichkeit Naturgefahren bei den baupolizei-
lichen Massen zu berücksichtigen und die Einführung eines Hangzuschlags 
bereits ab 5% Neigung des Terrains (vgl. Art 212). 
 
Weiter sollen neue Wohngebäude die vorgegebene Vollgeschosszahl auf-
weisen, damit die das bestehende Bauland auch in der vorgesehenen 
Dichte genutzt wird. 
 
Die kommunale Regelung bezüglich Strassenabstand wird aufgehoben. 
Neu gilt bezüglich Strassenabstand Art. 80 des kantonalen Strassengeset-
zes (SG); d.h. dieser beträgt nur noch gegenüber der Kantonsstrasse 5.0 m 
und reduziert sich für die Dorf-, Bühl-, Brenzikofen- sowie Helisbühlstrasse 
auf 3.60 m und kann zu mehr Spielraum führen. 
 
 
Die Bestimmungen zur Dachgestaltung und zu den Dachaufbauten werden 
übertragen und dabei entschlackt: Grundsätzlich bleiben Sattel-, Walm- 
und Krüppelwalmdächer, Dachaufbauten auf der untersten Nutzungsebene 
des Dachraums sowie Dachflächenfenster erlaubt. Dacheinschnitte sind 
wie bisher nicht zulässig. Die Gestaltungsbestimmungen zu den Dachauf-
bauten werden auf die wesentlichen Merkmale (Länge der Dachaufbauten, 
Abstände zu First- und Gratlinien, keine übereinanderliegende Dachauf-
bauten) reduziert und von Detailregelungen zur Anordnung der Dachflä-
chenfenster sowie Materialisierung der Dachaufbauten entlastet.  
 
Auf Klein- und Anbauten, auf kleinen Gebäuden sind neben Pult- und 
Flachdächer neu auch andere Schrägdachformen zulässig. Diese Dachfor-
men werden auch für eingeschossige Gebäudeteile, die an ein bestehen-
des Gebäude angebaut werden und die bestimmten Abmessungen einhal-
ten, ermöglicht. Mit dieser Massnahme wird im Sinne der Siedlungsent-
wicklung nach innen ein Anbauen an bestehende Gebäude vereinfacht z.B. 
für sogenannte Einlegerwohnungen. 
 
Andere Dachformen und Dachaufbauten (als die im Baureglement um-
schriebene Standard-Regel) sind möglich, wenn die entsprechende Quali-
tätssicherung nachgewiesen werden kann (vgl. Abschnitt 4 und besonders 
Artikel 414 im Baureglement). 
 
 
– Die bereits kommunal festgelegten, markanten Einzelbäume dienen ei-

nem landschafts- und siedlungsästhetischen Schutz. Die Bestimmungen 
im Baureglement werden der aktuellen Musterformulierung des kantona-
len Musterbaureglements angepasst (vgl. Artikel 523). 

Dachgestaltung 

Bau- und Nutzungsbe-
schränkungen 
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– Das bestehende Landschaftsschutzgebiet bezweckt einen landschafts-
ästhetischen Schutz unter Wahrung der landwirtschaftlichen Nutzung. 
Daher entspricht es in der Systematik des kantonalen Musterbauregle-
ments einem Landschaftsschongebiet. Die Bezeichnung wie auch die 
zugehörigen Bestimmungen im Baureglement werden hinsichtlich der 
Zweckbestimmung präzisiert (vgl. Artikel 524). Die Änderung der Be-
zeichnung hat auch eine Anpassungen an der Legende des Zonenplans 
Nr. 1 und 1a zur Folge. An den räumlichen Festlegungen und Abgren-
zungen der Perimeter ändert sich nichts. 

– Die Formulierung der weiteren Bestimmungen zu den Bau- und Nut-
zungsbeschränkungen wird den bundesrechtlichen und kantonalen Vor-
gaben angepasst (vgl. Abschnitt 5 im Baureglement und Kapitel 4 Erläu-
terungsbericht). 

 
 
Das Baureglement regelt nicht alles. Es belässt genügend Spielraum, um 
z.B. in der Bau- und Aussenraumgestaltung auf unterschiedliche Gegeben-
heiten eingehen zu können. Diese müssen jedoch sorgfältig analysiert, fun-
diert hergeleitet und plausibel begründet werden. Das Baureglement bietet 
Erweiterungen des Gestaltungsspielraums an; allerdings unter der Voraus-
setzung, dass die Siedlungsqualität und die architektonische Qualität ge-
währleistet bleiben. «Wer baut, übernimmt Verantwortung gegenüber der 
Mitwelt». Die Bestimmungen des Baureglements sollen helfen, diese Ver-
antwortung wahrzunehmen. 
 
 
 
2.4 Hinweis zu den Nutzungszonen 

Die bewährten Bestimmungen bezüglich der Zonenvorschriften und der be-
sonderen baurechtlichen Ordnungen (Zonen mit Planungspflicht und Über-
bauungsordnungen) werden materiell nicht geändert. Insbesondere werden 
die Bestimmungen zur Sonderzone SZ2 (Art. 233) sowie zur Zone mit Pla-
nungspflicht ZPP1 (Art. 312) unverändert – soweit keine Anpassung und 
Präzisierungen bezüglich BMBV notwendig sind – ins neue Baureglement 
überführt. Dies gilt auch für die Zonen für öffentliche Nutzung ZöN A, B und 
C (Art. 221).  
 
Für die Sonderzone SZ1 «Gärtnerei» sowie die Zone mit Planungspflicht 
ZPP2 «Widibühl» sind separate Planungen in Arbeit oder anstehend. Damit 
für diese Areale durch die vorliegende Aktualisierung der baurechtlichen 
Grundordnung keine Planbeständigkeit entsteht, sind diese nicht Gegen-
stand der Neufassung des Baureglements. Dort gilt weiterhin das Bauregle-
mente vom 09.12.1999 (genehmigt am 05.04.2000), vgl. dazu Art. 603. 
  

Schlussbemerkung 
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3 Gewässerräume nach GSchG/GschV 

3.1 Gewässernetz 

Die Region Kiesental weist ein verzweigtes Gewässernetz auf. Das Land-
schaftsbild und das Siedlungsgebiet sind von der Chise und deren wichtigs-
ten Zuflüssen geprägt. Die Chise durchquert auch die Gemeinde Herbligen. 
Die im südlichen Gemeindegebiet liegenden, meist eingedolten, Gewässer 
fliessen in die Chise. Die Bäche im nördlichen Gemeindegebiet fliessen via 
Wichtrach und Münsingen in die Aare. 
 
Die Festlegung der Gewässerräume ist mit den Nachbargemeinden soweit 
nötig koordiniert.  
 
 
– Kanton Bern: Arbeitshilfe Gewässerraum vom September 2021 
– Kanton Bern: Praxishilfe zur Festlegung von natürlichen Gewässerbrei-

ten im Kanton Bern von 2014 
– Geoportal des Kantons Bern: Gewässernetz des Kantons Bern (GNBE) 
– Geoportal des Kantons Bern: Ökomorphologie 
– Geoportal des Kantons Bern: Karte «Gewässerentwicklung» 
– aktuelle amtliche Vermessung der Gemeinde Herbligen 
– aktueller Leitungskataster der Gemeinde Herbligen 
– Tiefbauamt des Kantons Bern, Oberingenieurkreis II: Amtsbericht Was-

serbaupolizei Entlastung Gollermattgraben vom 27.03.2018 
– Begehung Rudolf Scheidegger, Gemeindepräsident Herbligen, und Ad-

rian Kräuchi, Landplan AG Wabern, vom 28.06.2019 
– Tiefbauamt des Kantons Bern, Oberingenieurkreis II / Wasserbauver-

band Chise: Wasserbauplan Chise vom 27.07.2023 (Genehmigung) 
 
 
 
Der Datensatz «Gewässernetz des Kantons Bern» (GNBE) bildet eine 
wichtige Grundlage zur Festlegung der Gewässerräume, der die im Pla-
nungsgebiet vorhandenen Gewässer aufgeführt und dargestellt. Der Daten-
satz weist teilweise beträchtliche Abweichungen zur effektiven Lage der 
Gewässerverläufe (Gewässerachse) auf und ist für die Festlegung der Ge-
wässerräume nicht vollumfänglich geeignet.  
 
Für die Festlegung der Gewässerräume wurden sämtliche Gewässerach-
sen mittels amtlicher Vermessung und den Daten des Leitungskatasters in 
ihrer Lage und ihrem Verlauf festgelegt. Massgebend für die Bestimmung 

Gesamtschau 

Grundlagen 

Bereinigung des  
Gewässernetzes 
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der Anfangs- und Endpunkte der Gewässerläufe waren insbesondere die 
durch den Geometer im Feld bestimmten Verläufe der Gewässer gemäss 
amtlicher Vermessung.  
 
Es sind folgende wesentliche Abweichungen gegenüber dem Datensatz 
«Gewässernetz des Kantons Bern» (GNBE) festgestellt worden:  
 

Gewässer(-abschnitt)  Erläuterungen 
   
   

ohne Namen 
Gewässer-Nrn. 58326 und 
58337 / Parzelle Nr. 164 

 

 
Abb. 4: Ausschnitt aus dem Orthofoto und dem Gewässernetz des Kantons Bern  
[Quelle: Geoportal des Kantons Bern] 
 

 
 

 

  
Abb. 5 (links) und Abb. 6 (rechts): Die Eintragungen im Gewässernetz sind offene Draina-
gen der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen. [Fotos: R. Scheidegger, Herbligen 
vom 29.07.2019]  

   
   

Entlastung Gollermatt 
Gewässer-Nr. 57017  

 Ab Parzelle Herbligen Gbbl. Nr. 663 wird das Wasser in der Strassenleitung (Entlastung 
Gollermattgraben) geführt und ist bis es bei Parzelle Herbligen Gbbl. Nr. 668 ins Brenziko-
fenbächli fliesst kein Gewässer, vgl. Anhang – TBA-OIK II: Amtsbericht Wasserbaupolizei 
vom 27.03.2018. 
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3.2 Festlegung der Gewässerräume 

Grundsätzlich ist für alle Fliessgewässer ein Gewässerraum festzulegen. 
Bei den folgenden Gewässerabschnitten wurde gemäss Bundesrecht auf 
die Festlegung eines Gewässerraums verzichtet: 
– Eingedolte Gewässerabschnitte, sofern diese nicht innerhalb oder ent-

lang von Bauzonen oder neben Gebäuden verlaufen; 
– Gewässerabschnitte, die im Wald liegen, sofern der Gewässerraum 

nicht in die landwirtschaftlichen Nutzflächen ragt. 
 
Im Speziellen wird bei den folgenden Gewässerabschnitten auf eine Festle-
gung des Gewässerraum verzichtet: 
 

Gewässer(-abschnitt)  Erläuterungen 
   
   

Gauermattgraben, Oberlauf 
Gewässer-Nr. 57015 

 

  
Abb. 7: Fotos des Gauermattgrabens im Oberlauf [R. Scheidegger, Herbligen; 26.09.2019] 
 

  Im Oberlauf ist der Gauermattgraben ein sehr kleines Gewässer. Er hat zwar ein kleines Ge-
rinnebett ausgebildet, führt jedoch kaum Wasser und ist deshalb stellenweise bewachsen. 
Auf eine Festlegung des Gewässerraums im Wald (der teilweise in die landwirtschaftliche 
Nutzfläche ragen würde) wird verzichtet. 

   
   

Wolfeburg/Mooskanal,  
Langhölzligrabe/Thalbach 

 Die Lage der eingedolten Abschnitte im Landwirtschaftsland ist ungenau und unsicher. Sie 
kann ohne Grabungen nicht zweifelsfrei erhoben bzw. eingemessen werden. Gemäss Ge-
fahrenkarte liegt keine bestimmte Hochwassergefährdung vor (Gefahrengebiet mit nicht be-
stimmter Gefahrenstufe). Es bestehen auch keine weiteren Interessen (Werkleitungen, Na-
turschutz, Fischerei oder anderes), welche gegen einen Verzicht der Festlegung des Ge-
wässerraums sprechen. Deshalb wird auf eine Festlegung des Gewässerraums in diesen 
Abschnitten verzichtet.  

   
   

Verzicht auf Festle-
gung 
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Gewässer(-abschnitt)  Erläuterungen 
   
   

Heiegrabe 
(Gewässer-Nr. 58323) 

 Das Gewässer liegt im Wald. Gemäss Gefahrenkarte liegt keine bestimmte Hochwasserge-
fährdung vor und das Gefahrengebiet mit nicht bestimmter Gefahrenstufe liegt vollständig im 
Wald.  Der Gewässerraum ragt nicht in die landwirtschaftliche Nutzfläche. Es bestehen auch 
keine weiteren Interessen (Werkleitungen, Naturschutz, Fischerei oder anderes), welche ge-
gen einen Verzicht der Festlegung des Gewässerraums sprechen würden. Deshalb wird auf 
eine Festlegung des Gewässerraums in diesem Abschnitt verzichtet.  

   

 
 
 
Bei allen Gewässern wurden die Gewässerachsen geometrisch definiert. 
Die Gewässerräume wurden je hälftig von der Gewässerachse als Korridor 
festgelegt. Die minimale Breite der Gewässerräume beträgt 11 Meter. Für 
die eingedolten Gewässerabschnitte wurde generell ein Gewässerraum 
von 11 Metern festgelegt, sofern nicht verzichtet werden konnte. 
 
Die Breite der Gewässerräume wurde gestützt auf die Praxishilfe zur Fest-
legung von natürlichen Gewässerbreiten im Kanton Bern ermittelt. Auf der 
Grundlage dieser Praxishilfe wurde durch den Kanton Bern die sogenannte 
«natürliche» Sohlenbreite abhängig vom Natürlichkeitsgrad der Fliessge-
wässer aus der Ökomorphologie und der gemessenen Sohlenbreite be-
rechnet und als Planungsgrundlage zur Verfügung gestellt. Auf Grundlage 
der natürlichen Sohlenbreite wurde der Gewässerraum gemäss «Hochwas-
serkurve» (siehe Arbeitshilfe Gewässerraum Kanton Bern, 2021) bestimmt.  
 
Die berechneten Gewässerräume wurden mittels Stichproben (Berechnung 
der Breite des Gewässerraums ausgehend von der vor Ort gemessenen ef-
fektiven Gerinne-Sohlenbreite) überprüft. Bei der Festlegung der Gewäs-
serraumbreiten wurden kleinräumige Unterschiede der gerechneten Breiten 
bei gleichförmigen Gerinnestrukturen durch die Wahl einer mittleren Breite 
harmonisiert und ausgeglichen.  
 
Der Gewässerraum der Chise beträgt im Siedlungsgebiet 27 Meter. Er wird 
oberhalb des Siedlungsgebiets von Herbligen abgestimmt auf die Festle-
gung der Gemeinde Oberdiessbach von 22 Meter, der Ökomorphologi-
schen Kartierung sowie unter Berücksichtigung des Wasserbauplan Chise 
vom 27.07.2023 im obersten Abschnitt mit 24 Meter Breite festgelegt. Die 
Breite des Gewässerraums der Chise nimmt damit, wie die Breite des Ge-
wässer grundsätzlich auch, in Fliessrichtung zu.  
 
In der Tabelle im Anhang sind die spezifischen Gewässerraumbreiten her-
geleitet vgl. Anhang III.  
 

Berechnung der  
Gewässerräume 
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Der Gewässerraum ist dort zu erhöhen, wo der Schutz vor Hochwasser 
oder überwiegende Interessen des Natur- und Landschaftsschutzes dies 
erfordern (Art. 41a Abs. 1 und 3 GSchV).  
 
 
Die Einwohnergemeinde Herbligen hat mit dem heutigen Wissensstand kei-
nen Bedarf für eine Vergrösserung des Gewässerraums für den Hochwas-
serschutz oder den Unterhalt bei einzelnen Gewässern oder Gewässerab-
schnitten gegenüber den durchgeführten Berechnungen gemäss Arbeits-
hilfe Gewässerräume des Kantons Bern. Der Hochwasserschutz an der 
Chise ist mit dem Wasserbauplan «Hochwasserschutz Chise» bearbeitet 
und der festgelegte Gewässerraum darauf abgestimmt. In Zusammenhang 
mit der Festlegung der anderen Gewässerräume ist ein Abgleich mit der 
Gefahrenkarte erfolgt. Auch daraus konnte kein Bedarf für eine Erhöhung 
der Gewässerräume festgestellt werden. 
 
 
In der Gemeinde Herbligen sind keine nationalen, kantonalen oder kommu-
nalen Schutzgebiete zu verzeichnen, die eine Erhöhung der Gewässer-
raumbreiten erfordern würden.  
 
Im Rahmen der Festlegung des Gewässerraums wurde auch die Ufervege-
tation und der Nährstoffpufferstreifen von 3 Meter Breite berücksichtigt. 
Eine Erhöhung der gemäss «Hochwasserschutzkurve» berechneten Brei-
ten wird beim Oberlauf des Gollermattgrabens (Parzelle Herbligen Gbbl. 
Nr. 663 auf 14 Meter vorgenommen, vgl. Abb. 8. 
 

  
Abb. 8: (links) Foto Ufervegetation (Ch. Giger, Landplan AG vom 14.11.2019; (rechts) Ort-
hofoto mit bestimmter Ufervegetation sowie Erhöhung Gewässerraum auf 14.0 m, damit der 
Gewässerraum die Ufervegetation umschliesst.  
 
 
 

Erhöhung des  
Gewässerraums 

Hochwasserschutz 

Natur-/Landschafts-
schutz; Ufervegetation 
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3.3 Beurteilung dicht überbaute Gebiete und Randstreifen 

Die Gemeinde Herbligen verzichtet auf eine Bezeichnung dicht überbauter 
Gebiete im Rahmen des Planerlassverfahrens zur Festlegung der Gewäs-
serräume.  
 
Falls neue Bauten und Anlagen innerhalb eines festgelegten Gewässer-
raums zu liegen kommen, kann im Baubewilligungsverfahren im Einzelfall 
die Beurteilung bezüglich dem Ausnahmetatbestand nach Art. 41c Abs. 4 
lit. c GschV (dicht überbautes Gebiet) vorgenommen werden. Liegt das 
Vorhaben in einem dicht überbauten Gebiet, kann gestützt auf Art. 41c 
GSchV das Vorhaben im Gewässerraum ausnahmsweise bewilligt werden. 
Ob ein Vorhaben im dicht überbauten Gebiet liegt, entscheidet im Baube-
willigungsverfahren das AGR. 
 
 
Bei der Revision der Gewässerschutzverordnung 2017 wurde für schmale 
Flächen im Gewässerraum, die landseitig von Verkehrsflächen liegen, eine 
Ausnahmemöglichkeit von den Bewirtschaftungsvorschriften eingeführt.  
 
Die Gemeinde Herbligen verzichtet auf das Einholen von Ausnahmebewilli-
gung von den Bewirtschaftungseinschränkungen für Randstreifen nach Art. 
41c Abs. 4bis GSchV im Rahmen des Nutzungsplanverfahrens.  
 
Die betroffenen Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter können für ihre 
Parzellen eine individuelle Ausnahmebewilligung beim Amt für Wasser und 
Abfall AWA beantragen. Die Anforderungen an eine Ausnahmebewilligung 
sind im Merkblatt «Bewirtschaftung im Gewässerraum: Ausnahmebewilli-
gung von Bewirtschaftungseinschränkungen für Randstreifen nach Art. 41c 
Abs. 4bis GSchV» vom 21.11.2019 umschrieben. 
 
 
 
3.4 Umsetzung in der baurechtlichen Grundordnung 

Im Baureglement werden die heutigen Bestimmungen von Artikel 14 zu 
Bauabständen von Gewässern mit den Bestimmungen zu den Gewässer-
räumen nach dem kantonalen Muster ersetzt (vgl. Artikel 531 sowie A131).  
 
 
In einem Zonenplan Gewässerräume werden die Gewässerräume als flä-
chige Überlagerung dargestellt. Bei eingedolten Gewässerabschnitten, die 
innerhalb oder entlang von Bauzonen oder neben Gebäuden verlaufen, ist 
ebenfalls ein Gewässerraum ausgeschieden worden. Die Gewässerachsen 

Dicht überbaute Gebiete 

Randstreifen 

Baureglement 

Zonenplan  
Gewässerräume 
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der offenen und eingedolten Fliessgewässer, bei denen kein Gewässer-
raum festgelegt wird, sind als Hinweis dargestellt.  
 
Bei Bauvorhaben innerhalb von 15 Meter von Gewässern, bei denen kein 
Gewässerraum festgelegt ist, muss ein Baugesuch zwingend beim Tiefbau-
amt des Kantons Bern, Oberingenieurkreis II eingereicht werden (vgl. Art. 
39 Wasserbauverordnung WBV). Ebenso gelten die übergeordneten Vor-
schriften wie ChemRRV, DZV, NHG, Fischereigesetz, WBG usw.  
 
Die Bestimmungen der baurechtlichen Grundordnung zum Gewässerraum 
gehen den Bestimmungen in bestehenden besonderen baurechtlichen Ord-
nungen (Überbauungsordnungen UeO) vor; ein entsprechender Absatz ist 
im Baureglementartikel zu den Gewässerräumen verankert. 
 
 
Mit der Festlegung der Gewässerräume ergeben sich Anpassungen an der 
Legende des Zonenplans Nr. 1 und 1a: 
– Hecken und Feldgehölze sind durch die übergeordnete Gesetzgebung 

generell in ihrem Bestand geschützt. Diese Schutzobjekte sind neu als 
Hinweise im Zonenplan aufgeführt. Massgebend ist die Situation vor Ort. 

– Die Bachläufe und Uferbereiche mit Ufervegetation werden neu über die 
Gewässerräume geschützt und deshalb gestrichen. 

 
 
 
3.5 Besitzstand 

Rechtmässig erstellte und bestimmungsgemäss nutzbare Anlagen (z.B. 
Gebäude, Fahrwege) innerhalb des Gewässerraums sind in ihrem Bestand 
grundsätzlich geschützt (à Besitzstandgarantie nach Art. 41c Abs. 2 
GSchG). Sie können somit innerhalb des Gewässerraums bestehen blei-
ben. Die Besitzstandsgarantie nach GSchG erstreckt sich auf alle nötigen 
Massnahmen zum Erhalt der Funktionstüchtigkeit einer Anlage. Der not-
wendige Unterhalt dieser Anlagen ist also auch erlaubt.   

Änderung der Legende 
des Zonenplans 
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4 Ortsbild- und Kulturobjekte 

Es ist Aufgabe der Gemeinden, auf der Grundlage des Inventars der schüt-
zenswerten Ortsbilder der Schweiz (ISOS) und des kantonalen Inventars 
der Baudenkmäler (Bauinventar) die Siedlungen und Siedlungsteile von be-
sonderer Schönheit, Eigenart, geschichtlichem oder kulturellem Wert zu be-
zeichnen und die dem Schutzzweck dienenden Bau- und Nutzungsbe-
schränkungen zu erlassen (Art. 64a und 86 BauG). Eine weitere Aufgabe 
der Gemeinden ist es, wertvolle Kulturobjekte sowie geschichtliche und ar-
chäologischen Stätten zu schützen. 
 
Im Rahmen der Aktualisierung der baurechtlichen Grundordnung werden 
die Festlegungen zum Ortsbildschutz auf die aktuellen Grundlagen und 
heutigen Gegebenheiten abgestimmt. Dies erfolgt in enger Koordination mit 
den bestehenden Landschaftsschutz- bzw. neu -schongebieten. Im Zonen-
plan werden auch die historischen Verkehrswege auf der Grundlage des 
Bundesinventars der historischen Verkehrswege der Schweiz (IVS) sowie 
die archäologischen Stätten und Fundstellen gemäss (revidiertem) kanto-
nalem archäologischem Inventar aufgenommen und grundeigentümerver-
bindlich festgelegt. 
 
 
Ortsbildschutzgebiete umfassen die historisch gewachsenen Siedlungen 
und Siedlungsteile von besonderer Schönheit, Eigenart, geschichtlichem 
oder kulturellem Wert (Bauten, Siedlungs-, Bebauungs- und Freiraumstruk-
turen, Sekundärelemente), mit ihrer näheren Umgebung (z.B. Obstbaum-
gärten, Wege, siedlungsprägende Topografie). 
 
Die Festlegung des Ortsbildschutzgebiets berücksichtigt die Überprüfung 
und Erweiterung der bisherigen Baugruppe des kantonalen Bauinventars. 
Das Ortsbildschutzgebiet muss dabei mindestens die kommunalen Bau-
gruppen des Bauinventars umfassen. Zudem wurde die Ortsbildaufnahme 
des ISOS (Herbligen: Objekt von regionaler Bedeutung) zu Rate gezogen.  
 
Zweck der Ortsbildschutzgebiete ist  
– die Erfassung und die Bewertung der Ortsbilder, ihrer Teile, Strukturen 

und einzelnen Elemente; 
– der Schutz und die Pflege besonderer wertvoller Objekte sowie die Er-

haltung der Qualität und der prägenden Merkmale als Teil des Lebens-
raumes und der Kulturlandschaft (Stichworte: Identität, kulturelle Eigen-
art, Kulturgut); 

Ortsbildschutzgebiet 
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– die Erneuerung und Gestaltung der Bauten, Aussenräume sowie des 
Ortsbildes als Ganzes unter Berücksichtigung der gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und rechtlichen Bedingungen. 

 
Wichtig: Ortsbildschutzgebiete sind keine «Käseglocken»! Eine bauliche 
Entwicklung – dazu gehören auch Neubauten – sind möglich, jedoch be-
züglich Stellung, Volumen und Gestaltung besonders sorgfältig in das Orts-
bild einzufügen. 
 
 
Historische Verkehrswege sind Weg- oder Strassenverbindungen aus 
früheren Zeiten, die aufgrund ihres traditionellen Erscheinungsbilds im Ge-
lände erkennbar oder durch ältere Dokumente nachweisbar sind. Zweck 
der Festlegung in der baurechtlichen Grundordnung ist der grundeigentü-
merverbindliche Schutz der wertvollen Weg- oder Strassenverbindungen 
und die Information der Bevölkerung über das Vorhandensein von histori-
schen Verkehrswegen. 
 
In Herbligen liegen nur historische Verkehrswege von lokaler und regiona-
ler Bedeutung. Die Einträge sind mehrheitlich Hinweise auf den histori-
schen Verlauf und nur ganz wenige lokale Objekte weisen eine Substanz 
aus. Der Gemeinderat verzichtet daher auf einen kommunalen Schutz, weil 
diese Abschnitte ausserhalb des Siedlungsgebiets liegen und nicht Teil des 
Wanderwegnetzes sind (Risiko Überformung gering). 
 
 
Perimeter, in denen archäologische Strukturen vorhanden sind, werden 
vom Kanton als archäologische Schutzgebiete definiert. In den archäologi-
schen Schutzgebieten muss mit bedeutenden archäologischen Funden ge-
rechnet werden.  
 
Zweck der Festlegung in der baurechtlichen Grundordnung ist der grundei-
gentümerverbindliche Schutz archäologischer Funde. Das bisherige archä-
ologische Schutzgebiet bei Helisbühl entfällt aufgrund des revidierten des 
archäologischen Inventars, jenes im Bereich Wolfeburg bleibt bestehen.  
 
 
Die Bestimmungen im Baureglement werden gemäss kantonalem Muster-
baureglement neu formuliert (Kapitel 5). Mittels Änderung des Zonenplans 
Nr. 1 (ganzes Gemeindegebiet) und des Zonenplans Nr. 1a (Baugebiete) 
werden  
– das Ortsbildschutzgebiet der erweiterten Baugruppe angepasst, 
– die archäologischen Schutzgebiete dem revidierten Inventar angepasst,  
– und die historischen Verkehrswege von lokaler und regionaler 

Historische  
Verkehrswege 

Archäologische  
Schutzgebiete 

Umsetzung in Bauregle-
ment und Zonenplan 
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Bedeutung sind als Hinweise dargestellt (Erläuterungen zu deren über-
geordnet geregelten Schutz sind in der Beilage 1 Abschnitt B13 zum 
Baureglement zu finden).  

 
 
Die Einstufung der grundeigentümerverbindlichen Schutzwürdigkeit von 
Baudenkmälern erfolgt weiterhin nur im kantonalen Bauinventar und nicht 
in der baurechtlichen Grundordnung. Das Bauinventar der Gemeinde Herb-
ligen ist ein Inventar der schützens- und erhaltenswerten Baudenkmäler im 
Sinne der Baugesetzgebung. Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer 
können im Baubewilligungsverfahren den Nachweis verlangen, dass das 
Inventar, d.h. die Einstufung ihrer Liegenschaft, richtig ist. Gegen diesen 
Entscheid steht ihnen der Rechtsweg offen. Weitergehende Erläuterungen 
zum Bauinventar finden sich in der Beilage B1 des Baureglements. 
 
 
 
  

Exkurs zum Bauinventar 
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5 Fuss- und Wanderwege  

Die kantonalen und regionalen Fuss- und Wanderwege werden im kommu-
nalen Richtplan in der Richtplankarte «Ganzes Gemeindegebiet» festge-
legt. Dazu wird die Richtplankarte «ganzes Gemeindegebiet ergänzt 
(à Plan «Ergänzung Richtplankarte Ganzes Gemeindegebiet»). An den 
übrigen Inhalten des Richtplans ändert nicht.  
 
Die Gemeinde hat im Rahmen der Ortsplanungsrevision keine Lücken oder 
Schwachstellen im Fussverkehrsnetz festgestellt bzw. die kritischen Stellen 
betreffen die Kantonsstrasse (Querung), für welche die Gemeinde nicht zu-
ständig ist.  
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6 Planerlassverfahren 

6.1 Ablauf 

Das Planerlassverfahren für die Aktualisierung des Baureglements sowie 
die Festlegung der Gewässerräume in der baurechtlichen Grundordnung 
läuft wie folgt ab: 
 
1. Mitwirkung à Der Gemeinderat verabschiedet die Planungsinstrumente 

zur öffentlichen Mitwirkung. Die Planungsinstrumente liegen während 
der öffentlichen Mitwirkung auf und werden an einer Sprechstunde vor-
gestellt. Die Bevölkerung hat die Gelegenheit, ihre Meinung gegenüber 
der Gemeinde zu äussern und bei der Planung mitzuwirken. 

 
2. Vorprüfung à Im Rahmen der kantonalen Vorprüfung werden die Pla-

nungsinstrumente unter der Leitung des Amtes für Gemeinden und 
Raumordnung (AGR) durch die kantonalen Fachstellen geprüft. 

 
3. Öffentliche Auflage à Die Planungsinstrumente liegen 30 Tage öffent-

lich auf. Dies wird entsprechend publiziert. Innerhalb der Frist von 30 Ta-
gen können berechtigte Personen begründete Einsprachen einreichen. 
Vor dem Beschluss durch den Gemeinderat müssen Einigungsverhand-
lungen zu Einsprachen durchgeführt werden. 

 
4. Beschlussfassung Gemeinderat und Gemeindeversammlung à Die 

überarbeiteten, aufgelegten und gegebenenfalls bereinigten Planungsin-
strumente werden den Stimmberechtigten zur Beschlussfassung unter-
breitet. 

 
5. Genehmigung durch das Amt für Gemeinden und Raumordnung à 

Nach Annahme der Planungsinstrumente durch die Stimmbevölkerung 
erfolgt die Genehmigung durch das Amt für Gemeinden und Raumord-
nung (AGR) des Kantons Bern. In diesem Schritt entscheidet das AGR 
über unerledigte Einsprachen. 

 
Das Planerlassverfahren für die Ergänzung des kommunalen Richtplans 
mit den kantonalen und regionalen Fuss- und Wanderwegen erfolgt koordi-
niert mit der Aktualisierung der baurechtlichen Grundordnung. Es umfasst 
Mitwirkung, Vorprüfung, Beschlussfassung durch den Gemeinderat sowie 
die Genehmigung durch das AGR. Die Ergänzung des kommunalen Richt-
plans ist nicht Gegenstand der öffentlichen Auflage (Art. 60 Abs. 1 BauG).  
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6.2 Mitwirkung 

Die öffentliche Mitwirkung für die Aktualisierung der baurechtlichen Grund-
ordnung mit Umsetzung der BMBV im Baureglement sowie der Festlegung 
der Gewässerräume in fand vom 15. August 2019 bis am 15. September 
2019 statt. Am Mittwoch, 28. August 2019 wurde eine Sprechstunde durch-
geführt. 
 
Es wurde eine Mitwirkungseingabe eingereicht, vgl. Mitwirkungsbericht vom 
5. November 2019 im Anhang.  
 
 
Die öffentliche Mitwirkung zur Ergänzung des kommunalen Richtplans mit 
den kantonalen und regionalen Fuss- und Wanderwegen wird parallel zur 
öffentlichen Auflage der Aktualisierung der baurechtlichen Grundordnung 
durchgeführt.  
 
 
 
6.3 Vorprüfung 

Die Aktualisierung der baurechtlichen Grundordnung sowie die Ergänzung 
des kommunalen Richtplans wurde beim Amt für Gemeinden und Raum-
ordnung zur kantonalen Vorprüfung eingereicht. Der Vorprüfungsbericht 
des Amts für Gemeinden und Raumordnung vom 22. Juni 2023 sowie das 
Auswertungsprotokoll mit den Erläuterungen zu den Genehmigungsvorbe-
halten ist im Anhang beigefügt.  
 
Die Genehmigungsvorbehalte wurden mit dem AGR Am 23. August 2023 
und dem OIK II am 15. Januar 2024 besprochen und ausgeräumt. 
 
Aufgrund von weiteren Erfahrungen aus Baubewilligungsverfaren entschied 
der Gemeinderat im Nachgang zur Vorprüfung folgende Ergänzungen vor-
zunehmen: 
– Die bisherigen bewohnten, abstandsprivilegierten Nebenbauten werden 

als sogenannte «kleine Gebäude» in das neue Baureglement überführt. 
Es soll weiterhin eine privilegierter Abstand sowie das Flachdach und 
andere Schrägdachformen zulässig sein, vgl. Baureglement Art. 212 
Abs. 2 Buchstabe c sowie Art. 413 Abs. 3. 

– Im Sinne der Siedlungsentwicklung nach innen werden bestehende Ge-
bäude oft gezielt mit eingeschossigen Gebäudeteilen ergänzt (bspw. Für 
Einliegerwohnung, zusätzliche Zimmer etc.). Diese müssten ohne spezi-
elle Regelung im Baureglement ein Schräg-, Walm- und Krüppelwalm-
dach aufweisen. Daher wird auf eingeschossigen, bewohnten Gebäude-

Aktualisierung baurecht-
liche Grundordnung 

Ergänzung kommunaler 
Richtplan 
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teilen, deren Abmessungen sich an den der Anbauten orientieren, sollen 
neu auch Flachdächer und andere Schrägdachformen zulässig sein; 
Ausserdem sind auf solchen Gebäudeteile auch Terrassen zulässig 
(Hinweis: Weil Anbauten nach BMBV nur Nebennutzflächen enthalten 
dürfen, sind auf diesen keine Terrassen zulässig.)  

– In der Wohnzone W1 wurde die Festlegung der Anzahl Vollgeschosse 
und die Auswirkungen der neuen Messweisen der Geschosse nach 
BMBV überprüft. Es wird sichergestellt, dass bestehende Gebäude, wel-
che bereits drei Nutzungsebenen aufweisen, diese weiternutzen können, 
vgl. dazu Kapitel 2.2, Abschnitt Vollgeschosse Wohnzone W1. Die For-
mulierung wurde mit dem AGR am 19.02.2024 abgesprochen. 

 
 
 
6.4 Auflage 

folgt nach der Auflage... 
 
 
 
6.5 Beschluss 

folgt nach dem Beschluss... 
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Anhang 

I Übertragungsprotokoll Baureglement vom 7. Februar 2024 

II Tiefbauamt des Kantons Bern, Oberingenieurkreis II: Amtsbericht 
Wasserbaupolizei Entlastung Gollermattgraben vom 27.03.2018 

III Tabelle Berechnung Gewässerräume vom 7. Februar 2024 

IV Mitwirkungsbericht vom 5. November 2019, revidiert am 7. Februar 
2024 aufgrund der Vorprüfung 

V Vorprüfungsbericht vom 22. Juni 2023 

VI Arbeitspapier «Auswertung Vorprüfungsbericht vom 22. Juni 2023» 
Stand 7. Februar 2024  
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ll. Bauvorschriften

1. Allgemeines
1,1. Allgemeine Bestimmungen

Art. I
Geltungsber€ich 1 Das Baureglement bildet, einschliesslich Anhang 1 und 2, zusam-

men mit den Zonenplänen di€ baurechtliche Grundordnung der
Gomeinde.

2 Es gilt filr das ganze Gemeindegebiet.

3 Es isl als ergänz€ndes R€cht anwendbar, soweit besondere baurecht-
liche Ordnungsn besl€hen.

Vorbehalt des
eidgenössischen,
kanlonalen und
kommunalen Rechts

Att.2

Die ei des kanlonalen und
kommunalen des Um-
weltschutzgesetzos, d€s
Ausführungserlasse bleiben Iten

Art. 3

Vorhältnis zum Privatrecht 1 lm Verhältnis untsr Nachbarn sind
insbesonders die Bau- und des

r 
Einführungsges€tzes

2 Die Vorschriflen des sind und können
durch private Vereinbarungen aufgehob€n
werden, sofern eine solche ausdrücklich vorgeseh€n ist.

Art.4

5 Geminde Herbligsn Baußglemnt Slsnd Aug6l2009

Art.6

Baubewilligung;
Voraussstzung der Erteilung

1 Bauvorhabsn sind zu
Bauges€tzgebung

2 lnsbesondere müssen sis
a) die bau- und

Kanton und
b) dsn Anforderungen der

selzgebung (USG und

6

sie den Voraussetzungen dsr

Bestimmungen von Bund,

(EnG, EnV) und Umweltschutzge-
entsprechen;

und Landschaftsschutzes genü-

I

il

lo1
tloL

E.

tr

u

ü

c) den 
^nforderungon 

des
gen;o

d) über eine hinreichendo
plätze für
schrieben ist, über
bereiche und

e) allfällige besondere

€rford€rlichen Absl€ll-
und, wo dies vorgo-
sowie über Auf€nlhalts-

und

It

tt 3

verfüg€n;

berücksichtig€n.

Ausnahmebewilligungen bildet das

Bssilzstandsgarantie Di€ B€sitzslandsgar?nlie
bung gewährloistet.'

r€gelten Sachvsrhalte.

1.2 Allgemeine Voraussetzung der Überbauung

Art. 5

Baubewilligungspflicht

willigung und die

des Baugesetzes und deren

unter die Bestimmungen dsr
er-

werd€n, ube-

i
tllisl im der kanlonalen Ges€lzge-

2 Vorbehalten bleiben die in Zonenvorschrift€n abw€ichend ge-

2 Vorbehalt€n bleiben die
ginn! und die Befreiung

ngen r€chtskräftig erteilt sind.

t lnsbesondere Art. 79 EGZZGB
2 Art. 3 Bauc; Arl. 90 BauV
3 Art. 39 BowD
o Art. I Abs. 3 BauG; Art. 5 BewD

5 Art. 2 BauG
6 Ar1. 9 BauG; Arl. 12ff Bauv
7 Art. 16ff BauG; Art. 49ff BauV
8 Art. 15 Bauci Art. 42 BauV
s Art. 26ff BauG; Art. 81ff BauG (Art. 23f RPG); Art. 8l SG

vom
über den Baube-
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2.3 Bauabstände

IGemeinde Hsöligen Baußglemnt Slsrld Augusl 2009

2, Baupolizeiliche Vorschriften

2.1 Bauweise

Offene Bauweise

Gestaltungsfreih€it

2,2 Mass d€r Nutzung, Bestimmungsweise

Mass der Nutzung

Ausnützungsziff€r Für den Begriff der
der Bauverordnung

3 Für die Berechnung d€r überbaylen Flächen gilt dig senkrechle
Projektion der grössten oberirdFchen Gebäud€umfassung.
Nicht zur überbauten Fläche rtörden g€r€chnet:
- Dachvorsprünge und offery6 Balkone bis zu 2 m Ausladung
- Aussen liegende Kellsr- yhd Eingangslrepp€n, Stülzmauern,

äuss6re Lichtschächt€ e{c.I

hlnü'(

Art.7

1 Für das g€samle Gemeind€gsbiel gill die offene Bauweise. 4rat2 Der Zusammenbau von Gebäuden isl innerhalb der zulässigen Ge-
samtlänge gestatt€t.

Art.8

Soweit die zonenvorschriften nichts Abweichondes bsstimmen,
im Baugebiet die Gestaltungsfreihoit nach den Bestimmungen
Baugeötzes.to

,1I L4L
2 Mil der Baueingabe sind die folgend€n einzur€ichen:

a) Nachweis der Einhaltung von Art
für Übsrbauungen in Zonen ohne

der

w€is des Nulzungsmasses ein in Rogelbauweise
zu erstellen, das den ernes entspricht.

b) der ggmeinsamen Spiel-

c) Sow€it dies notwendig isl, u
ng der

privatrechtliche Ver-
Überbauung sicher-einbarungen, welche die

stellen.

Allgemein€s;
Verhältnis zu Baulinien

Bauabstand von
öffentlichen Slrassen

Bauabstand von

Ärt. 12

1 Die in den folgenden
gslt€n für das ganze
ordnungen spezielle
bestimmt sind.

2 Baulinien gehen den
vorschriften festgelegt€n

Art. 13

1 Von Strassen der

soweit nicht
Bauabstände
in Überbauungs-

t
h

I
u

AL

Strassen der Detailerschliessung Bauabstand
halten. Der Bauabstand wird vom

oder mittels Baulinie

und den in Überbauungs-
vor

ist ein Bauabstand von 5 m, von
von 3.60 m einzu-

aus gemessen.to

I
U

2

Anhang 2 dieses

3 lm übrigen gelten die des Slrassengesetzes.

Art. 14

'l Von Gewässsrn ist ein Bauabsland von 10 m zu wahren, sof€rn
dies€r nicht durch eine Baulinis bestimmt isl.
Der Bauabstand wird von der oberen Böschungskante aus gomessen.

2 Bauten und Anlagen im, am, üb€r und unler dsm Gewäss€r, die
weniger als 10 m vom Gewässer erstsllt yYerden sollen, bedürfen
einer-wasserbaupolizeilichen Bewilligungls.

Art. 15

Baut€n und Anlagen auf und unter Erdoberfläche, die unter die Be-
stimmungen der haben einen Waldabstand
von 30 m einzuhalten, sofern
baulinie festg€legt isl.

Art.'16

nicht durch eine Wald-

der Basis- od€r d€r Detail- 'f-
des Baugesetzests sowie A

A

solche

5.611
Art. I
Das zulässige Mass der Nutzung richlet sich nach den in Art. 45 aufge-
führten Bestimmung€n.

Art. 10

[ffi*I
ou"nuo,nn"r,l/rorl gilt die Begriffsboslimmung AZ

rl

U (fiit/,l I
u

Überbauungsziffer
UeZ

Art. 11

1 Die Überba.u^ungsziff€r gibt an,
Landfläch€'' mit oberirdischen

T€il der anr€chenbar6n
bel€gt werden darf üw

Bauabstand vom
Wald

Eauabstand gegenüber
der Landwirlschaftszone

ü An.8oSG15 Art. 1o6t BauGto Art. 48 wBG; Art. 39 wBV

(An- und Nebenbauten

2 Als oberirdisch gelten Bauten dem fertigen Terrain. Unberück-
sichtigt bl€iben einzelns für Treppen, Rampen etc.

1 Gegenüber der Grenz€ zur Landwirlschaftszone haben sämtliche ol4t
Banlen und Anlagen in Bauzonen ein€n Eauabstand von mindestens f- l-

lZrdlinzuhalten, soweit nicht Grenz-, G€bäude-, Strassen- und
Jnt?f"r" Abstä nde ei nen g rösseren Bä uabstände orfordern.

2 Unbewohnto An- und Nebenbauten sowie b€willigungsfr€ie Bauten ? t2-
und Anlaoen müssen oeo€nüber der Landwirtschaftszon€ einen Bau- e'
austano üor1@ ein-ha'iten.

ro Art. 751t Art. 93t2 Art.93t3 Art. 96

BauG
BauV
Abs. 3
Abs.1 BauV
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Att.17

I Gominds Hsöligsn . Baucgt€mnt . Stsnd Aug6t 2OO9 10

Bauabstand gegenüber
nachbarlich€m Grund:
a) Allgemeines

Eoden
die in Art. 45
zu wahren.

für die und die beschattete
Für ohne Wohn- und Arbeits-

Bauten und Anlagen wie private
und dergleichen

e) Unterschreitung

Gebäudelänge (GL)
Gebäudotiefe (GT)

Fßtz
Art.21

1 Die

2

I
h

A42\6w

4 Der kleine Grenzabstand wird rechtwinklig zur pazellenor,

e:"ru il,tää:lll*:.ötüff^:;tr*t1*äämlyl:* 21 L
Der grosse Grenzabständ wiro reäi*iniltg lriFäriä"" surn"r."n.Nicht von d€r U mfassunoswanO, sonoäin "von'o"i a-uään Brüstungder.Vorbauten wie Batko-ne. u nd _oergtei"h* i.ü, ;esJäi, fals dieseVorbauten mehr als SOo/o einer FasjadÄ O"O""fen. '-*-'

Art. 18

' E:lA:ff,U",fl,:?$#^'"TTJ,,:I Hli,3,Tä"J;ffi'l.,'ti5?. 24 L
H: ^*f"Jl":f l: 

jlr."T, m2 n ich r ti oersie i gel.r, 
-sen 

ü sf ää. äi tiö ein (M!$lr/

'ytf "^r".[H"ät;xH#t]ü?p_ j;f,"$[{lf üäHil::"(äü;Hi'ifi;?:i"tllf "
3 An- und Nebenbauten sowie bewilligdngsfr€i€ Bauten dürfen an diecrenze. gest€lt werden, w€nn o"r2d'""r,"uäi irs;ffii;'.ör wen n anein nachbartiches, an der oreny'stenenoör.iäöääbäüIlo" 

""g"_baut werden kann. Vorbehatten6te;;bt ÄÄ.;. 
ivvv-Yvve'

Art. 19 I

z'lL
WW

\i

41

'fl'$f 
ü:,'ff i:,'"ffi 

lffi i33"i:H,1%T.':tP3tif,3:,*!:;11"J24L
2 Unterirdische Baut€n, Bauteil€ und Anlagen sind solche, die voll-ständig vom Erdreich überdeckr sino. oiä oaoürcr,äni"'iäi"no"

lruö[i:iät"darr nirsends oen g"*ä"-n'änli'äään u' '"n,'

ß"ß(

0 fli'ä?3ui3,"?x"", 

ffiiii,i,"4:,:*ilii$s:r2 Für Einfriedungen, Stüfzmauern, Sfnungen sowie Abort- undDüngergruben getren die aesrimmyf gen cä ii-nidi.örg"."rr".zum Zivitgeserzbuch auch ats ottey'rticin_reJnrficrre'üärläirinen oerGemeinde. / - --''.*"
Art. 23

Gebäudeabstand 1 Der Abstand zweier Gebäud€ muss wenigsrens der summe d€r da-zwischen tieg€nden, für sie vorgeschrbUänen -Oiänä.iano" 
"nrsprechen. Bei Gebäuden auf dehsetben Crunoiiüclviiiä oer au_stand berechnet, wie w€nn eine Grgnze zwiscttän Oän deOauOenläge.

2 Gegenüber Eauten, die aufgrund früherer baurechilicher Bestim-mungen den nach di€sem Reglement uorgeschiübänä; orenr-abstand nichr einhatrsn, reduzi-ert sictr OeiööäriJsäüsiano um OasMass des fehtenden Grenzabstandos. oa Äärp"tiäüääroe r<annj€doch den Gebäudoabstand an gem"si"n uäifr6riäil1' *"nn .on.tfür das attrechuiche oder für oas-neue 
-o-äoäioäää-!i.'..n"rt,ng._

toleranzen der Bauverordnung überschritten,"ürOent{*-

' #["^Tif|,#i,ibl die Berusnis zum Zusammenbau sowie die Ge-

2.4 Gebäudelänge- und tiefe, Gebäudehöhe, Geschosse

des bedarfeiner nach
Dabei darf der tn Regel nichtunlerschritt€n werd6n.

des ist ohne Ausnahme-
falls der Nachbar dem Vorhabon

muss

und Tiefe der oder Gebäudsgruppen ist, sin-der Anbauten, auf Art 45 genannton Masso be-

2 Bei Gebäuden mit oder gestatfelten Grundriss€n istdie Gesamtlänge und kleinst€n umschriebe-nen Rechteck zu mess€n.

2 Der kleine

3

Art. 20

1 Den Boden nicht

Längss€ite
räume gilt er für alle

Grenzabsland gilt
eines Gebäudes.

A'lt4
Aft.22

Aft.24

1 Die Längo
schliesslich
schränkl.

242-
W"

rw

u

b) Anbauten und
Nebenbauten

c) Unterirdischs Bauton

d) Tiefbauton und
dergleichen vtL

17

'E19

a

Art. 26 Bauc
Art. 79ff EGzZGB
Arl. 22 Abs. 3 BauV
Arl. 75 Eauc

2 Mit Z..uslimmung.d€s Nachbars dürfen Tiefbauten und deroteichenunmiterbar an der crenz€ errichtet werdin. öä'ua-uo-eöianoe sinok€ine zu berücksichtigen.
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Gsbäudehöh6

Goschoss€, Geschosszahl
GZ

tlnct^-

2.5 Bau- und Umgebungsgestaltung

Grundsätze

Art.25
'l Die Gebäudehöhe wird in der Fassad€nmitte gemessen, und zwar

vom gewachsenen Boden bis zur Schnittlinio d€r Fassadenflucht mit
dsr Oberkant€ des Dachsparrens, bei Flachdächern bis oberkanl
offene oder geschlossene Brüstung.
Liegt das fertige T€rrain nach Abgrabung€n unter dem gewachsenen
Bodsn, so wird die Gebäudehöhe vom ferligen Terrain aus ge-
mgss€n.
An di€ Gebäudehöhe nicht anq€rschnet werden Abgrabungeo für
Hauserngang6 uno Garageeinfähnen, o€ren Brerllfi@illilFnrcht
mehr als 6 m oro Fassadens€itg bslräot.

-

2 Boi Bauten am Hang ist mil Ausnahme dor b€rgseitigen Fassade
überall ain€ Mehrhöhe von 1.20 m osslattsl.
Ars Hang gilFdEtNdfiiä-oiF!-ev.äcnsen€n Booens, ots tn oer
Falllinie g€messen innerhalb des Gebäud€grundrisses wsnigslens

;l$f,beträsl.
3 Die in Artik€l 45 fastgelegt€ Gebäudehöhe darf auf keiner Gebäude-

s€ite, auch nicht durch nachträgliche Abgrabung€n, üborschritt€n
werd€n.

4 Bei Gebäuden, d€r€n Schnittlinie zwischen Fassadenflucht und
Oberkante des Dachsparrens (boi Flachdachbaulen Oberkante der
Brüstung) in der Höhe versetzt sind, und bEi Eauten am Hang, die im
Grundriss um mind€stens 1.00 m qestaffelt sind, ist die Gebäudehöhe
iu r J€o e n o r ese r Ge oa u o€rgll+'F!üttEUtf tU m€sse n.

Art. 26

1 Als Geschosse zählen das Erdgeschoss und die Obergsschosse.

'Plif#ffi 
"1ü[,X3"3f, 

i3!Sil;H"'T,":'.9*tä*g:.%""
ffi "d":ä#ij]:f,f"*.{fu ßrüflflt#gä*? Tf,li ?ffn"il ?"liiff n nn"

Fassadenseite betragen, werd€n nicht angerechnel.

'ffi,3t*til'#";335"J:^".""':P:::;ff I'l':ffi trem#####l
schossfussboden bis oberkant Dachsparren).

Gemhds Hsöligm 8auBgl€mnl Stsnd Aug6t 2009

Gebäud€stollung,
Firslrichlung

1'l 12

GH 24L1,|4ft1
Kr,{M

ßttM
24L
w6v
2^LW

Aus der Baueingabe muss ersichllich sein, wie das Bauvorhaben di€
aufgeführten Kritsrign beachtet.

lm Baubewilligungsverfahren kann einer störenden Bau- und Umge-
bungsgestaltung die Bewilligung versagl worden.
Die Baupolizeibehörde ist befugt, zur besseren Beurleilung eines
Bauvorhabens woitsrgehende Untorlagen zu verlangen (Modell,
Fotomontage, Farbmuster, Materialmuster und dergloichsn) sowie
auf Kosten des Gesuchst€llers oins n€utrale Fachinstanz beizu-
zighen2t. '-r-rr-

Art. 28

1 Neubauten sind längs Slrassen parallel oder r€chtwinklig zur Strasse Ai 7
zu stell€n. - 1- t c

' il'?:llfl?J;*t,*"r""":t#:äißder 
Reser eararreroder r€chtwinkriq rf06ttb(

-

3 mit tradilion€ller
Bauweise haben sich Neubauten in d€r Stollung und Firstrichtung
nach Möglichkeit rler iiharlieferten Battweise anzupasson.

4 Wo es architektonisch b€gründet oder zur rarionellen Ausnutzung des !
Baugrundes un€rlässlich ist, kann die Baupolizeibehörd€ eine
andere St€llung der Bauten gestatten oder vorschreiben.

Art. 29 
,/

Der Einbau von geschlossenen Wohn- undÄbeitsräumen im Dachraum
ist auf ein€r Nutzungssbene und übor dy'gesamten Grundrissfläche zu-
lässig. Der Einbau offener Galerien ifstattet.
Art, 30

1 Das Orts- und Strass€nbild störende Dachformen und die Verwen-
dung glänzender oder sonstwis auffälliger Bedachungsmaterialion ist
untersagt.
Dio Bowilligungsbehörds ist befugt, im lnt€resse sines €inheitlichen
Orts- oder Baugruppenbildes bei Neu- und Umbaulen eine An-
passung an bestehende Dachformen und Bedachungsmaterialien zu
verlangen.

'3:i,:*ffi$.'J11^ffi

Dachausbau

Oachgestaltung

vorgesehen w€rd€n.

3 411

ü

14L

443
Aft.27

1 Eauten und Anlagen sind derart zu geslalten, dass sie sich in das
Siedlungs- und Landschaftsbild sinfügen und mit der bestehenden
Umgebung sine gute Gesamtwirkung ergeben.

2 le.i.d?! Beurle-rl-ulp-d_9r GClggl$$lg 
"ind 

vor allem die folsenden
Kfllenen zu oeacnlen:

Standort, Sl€llung, Form, Proportionen und Dimensionen eines
Gebäudes
Fassaden- und Dachgestaltung, Malerial- und Farbwahl
Eingli€derung in das bestehends Gelände und Gsstaltung der
G€ländsveränderungen (Abgrabungen, Aufschüttungen,
Böschungen, Stützmauern)
Anlage und Gestaltung der Verk€hrsflächen
(Zufahrten, Eingäng€, Treppen, Abstellplälze für Fahrzeuge)
Versickerungsfähigkeit d€r Oborf lächenbeläge
Grünbereiche und raumbildende Espflanzung

@truUm?:'Jgii"f* und Nebenbauten sind Purtdächer uM q4K
O ffi.wenn 

sie den Gesamteindruck des

Neben Kaminen, Lüftungsrohr€n und d€rgl€ichon sind Lukarnen,
Quergiebel, Firstoblichter (Dachreite0 und Dachfläch€nfensl€r A üaseitattonl;W sonnonkollektor€n -t'I\)

41^

2r Art. 15, 23 und 52f Bewo2 Angabe der Dachneigungen in Gradsn alter Teilung (360' Kroisumfang)
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2,6 Lärmschutz, Energie

Art. 32

't4
GsmsindeHsöligsn Baurcglomnt StandAugusl2oog

Für Dachaufbauten gelten die folgenden Bestimmungen

Di€ Dachaufbaut€n haben sich bezüglich Farbe, Fo.m und
Material dem Hauptdach anzugleich€n.

b) Dio Läng€ d€r insgesamt nicht mehr

die
nung der Dachaufbauten.

c)

4{SlA
X x

t
u

Aus gestallerisch€n Gründen kann di€ Baupolizeibehörde die Auf-
lösung dgr Dachaulbauten in Einzelaufbauten verlangen.

Lärmschutz

Energie

1 Für den Lärmschutz ist die
massgebend.

2 Di€ Zuordnung dsr
schriften dieses Reglements

Art. 33

1 Bei Neu- und Umbautsn ist €ine
sehen.
Dabei ist der Einsatz regionseigener
Erd- und Umw€ltwärms,

des Bundes (LSV)

(E) ist in den Zonenvor-

Energienutzung vorzu-

zu prüfen (Holz,

aber in Zonen mit

t
u

Dachauf-

Art. 75 kann der ß1bauten angebracht werdsn.

d) Lukarnen, Dachschlepper und Dachflächenfenster dürfen nicht
näher aleJ4tLdqIiltliSdglglSllieig heranr€ichen.

) CieUetautUauten dürfen die First- und Gratlinie nicht überrag€n.

2

xxr
I
u

Gemsindorat
Erstellung von

sowie die
verlangen

Umgebungsgeslaltung

xxDachflächenfenster sind hochformalig anzuordnen.

Dachschlepper haben eine Dachneigung von mindestens 10'
aufzuweisen.

5 Fotovoltaik) ist
schützenswerten und er-

hallsnswerten Baulen
Bei einer störsnden Gestaltung
andere Anordnung
€rteilen.
Für
bed

Art.31

1 Die Umgsbung von Bauten und Anlagen ist derart zu gestalten, dass
sich eine gut€ Einordnung in die Umgebung ergibt.
Terrainveränderungen (Abgrabung€n, Auffüllungen) sind so anzu-
legen, dass sie sich in das vorgegebene Geländs einfügen und dass
ein harmonisch€r Übergang zu den Nachbarglundstücken entsteht.

2 Terrainvsränderungen sind wenn immer möglich mit natiirlichen und
begriinten Böschungen zu gestallen.

xAm Siedlungsrand ist pro 10 m Pazellengrenze ein einheimisch€r
Laubbaum zu pflanz€n.

4 Bei Bauvorhaben, die den Umg€bungsbereich belreffen, ist mit dem
ord€ntlichen Baugesuch ein Umgebungsg€staltungsplan €inzu-
reichen, der mindest€ns die folgenden lnhalte verbindlich festlegt:
- Abmessungen und Art der Stützmauern und Böschungen
- Grobabgrenzung und Art der Bodsnb€dockung- Lage der Hauszufahrl und Anordnung von Abstellplätz€n im

Umgebungsbersich- Lago und Art (Pflanzenlist€) der raumbildenden Bäume und
Hecken- Anordnung und Ausrüstung allfälliger Kinderspielplätze und
Aufenlhaltsb6reiche

Die Baupolizeibehörde kann die Profilierung von Böschungen und
Stützmauern verlang€n.

41q

x A

a siehe Art. 6 BewD
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3, Zonen- und G€bletsvorschtlften

3.1 Bedeutung

Art. 34

Allgemeines

3.2 Bauzonen

Wohnzone
W1

Wohn-/ Gewerbezone
WG2

Sonderzone
SZ1 und SZ2
a) Allgem€ines

b) Sondezone
sz1

1 Die Zonen- und Gebietsvorschriften beslimmen die Art der Nutzung
und d€r Nutzungsbeschränkungen.

2 Sie legen das Mass und die Bedingungen der zulässigen baulichen
Nutzung fest.

Art. 35

'l Die Wohnzone ist eine Zone für Wohnnutzungen.

2 Stille Gewerbe- und Dienstleistungsbekiebe sind zugelassen, sofern
sie sich baulich gut einordnen und weder durch ihren Betrieb (Lärm'
Rauch, Staub, Geruch, Abgase, Licht, Erschütterungen etc.), noch
durch den verursachlen Verkehr störend wirken.

3 Es gelten die Bestimmungen für die Lärm-Empfindlichkeitsstufe ll.z

Art. 36

1 Die WohnJ Gewerbezone ist eine Zone für g€mischte Nutzungen
(Wohnen, Gewerbe, Dienstleistungen).

2 Gewerbliche Nulzungen, di€ das gesunde Wohnen wesenllich beein-
trächligen, sind nicht zugelassen.-

3 Es gelten die Beslimmung€n für die Lärm-Empfindlichkeitsstufe lll.ä

Art. 37

1 Die Sonderzone umfasst die Betriebsareale bestehender Gewerbe-
betriebe. lm Rahmen der Zonenvorschriften ist die Erneuerung der
beslehenden Hauptgebäude, die betrieblich notwendige Erweiterung
der gewerblich genutzlen Hauptgebäude sowie die Anlage von ge-
werblichen Nebenbauten zulässig.

zuständigen Organs.

Art. 38

1 Die Zone SZI umfasst den Gärtnereibetrieb mit bodenabhängigem
und bodenunabhängigem Gartenbau.

2 Eine weitergehende EMeiterung der bestehenden Bekiebe oder ara ,
eine Neunutzung der einze-ln€n Sonderzonen verlangt nach einer ble
Anderung der Vorschriften" und einem neuen Beschluss des

csminde Heöligs Baußglemnt StandAugust 2009

c) Sonderzone
sz2

Zon€n mit Planungspflicht
ZPP
a) Allgemeines

b) Zone Nr. I ,,Mühleareal'

LSV
LSV
Abs. 1 Lit. a-c BauG

2 Für die Nutzung mit Hochbauten gelten die folgenden Beslimmun-
gen:: Gemischte Nutzung des bestehenden Hauptgebäud€s (Wohnen'

Gewerbe, Dienstleistungen) im Rahmen des bestehenden Bau-
körpers.- Überbauungsziffer0,3- Gewächshäuser mit folgenden Massen:
- Max. Gebäudehöhe = 6.00 m
- Max. Firsthöhe = 10.00 m
- Max. Grundfläche = 400 m2

- Min. Grenzabstand gegenüber nachbarlichem Grund = 4.00 m
- NeuE Nebenbauten im Sinne von Art. 18 dieses R€glements

3 Es gelten die Bestimmungen für die Lärm-Empfindlichkeitsstuf€ lll.u

4 Räumliche Festsetzungen zur Nutzung der Sondenone SZI sind im
Anhang 1 dieses Reglements aufgeführt.

Art, 39

Art. 40

Das Bauen in einer Zone mit
Überbauungsordnung (UeO)

setzt €ine rechtskräftige

vor dem Erlasg der über-
rich-auf die

der Baugesetzgebung.

Arl.41

'l Planunoszweck- a) Einordnen einer Neuüberbauung des Mühleareals in den f{ir das
Ortsbild wichtigen Bereich zwischan der Chise und dem Hangfuss.

b) Erhalten und VMederherstell€n des Mühlegebäudes.

c) Durchgehende Fussgängerverbindung entlang der Chise.

1615

211

21^

L11

hr
[rCAt Ctffi.Sfr.rg
N0^ts\S\^(h(

'1 Die Sondezone SZ2 umfasst die Sägerei mit Holzlagerplätzen und q, <Q- zwer wonnoauten. bJv
2 Für die Nutzung mit Hochbauten gelten die folgenden Bestimmun-t gen:

l-'überbauungsziffer o,1s 
-l 

FUto€- ,tfr- Best€hendes Säger€ig€bäude:
Erweit€rung um max. 1/3 der bestehenden Grundfläche
Maximale 99!Äug!9tr-999-0 + 6ocl^\*- Bestehende zwei Wohnbauten:
Gemischte Nulzung (WohnEn, Gewerbe, Dienstleistungen) im
Rahmen der bestehenden EaukÖrper

- Neue ll9!gj!g!fE!,im Sinne von Art. 18 dieses Reglementg

;L Es gelten die Bestimmungen fur die Lärm-Empfindlichkeitsstufe lll.z

4 Räumliche Festsetzunoen zur Nutzuno der Sonderzone SZ2 sind im
- Anhang 1 dieses Regi-ements aufgefti,trrt. -+ Ä!tl{Ahl("-

($tß4

23t lf

u

3{L

u Art.43 Lsvä Art. 89ff Bauv6 Art.43 Lsvz Anderung der baurechtlichen Grundordnung oder übeöauungsordnung gemäss Att. 88 Eauc

3 Art.433 Art.43o Art.93



2 Nutzunga-
a) Für die Nutzungsart gelten die Bestimmungen der Wohn-/Gewer
- bgzone.
b) Das Nutzungsmass beträgt, dqs bestehende Mühlegebäude ein-^j geschlossen, maximal 3'2ÖO m'zBruttogeschossfläche BGF. X f
c) Dis Gebäudehöhe der Neubauten darf die Firsthöhe des Mühle-

- gebäudes nicht überschreiten. lm Umf€ld von 20 m um das
Mühlegebäude beträgt die GebäudehÖhe für Neubauten maximal
7.00 m.

EEs Silt die Lärmempfindlichkeitsslufe ES lll.

3 Gestaltung

- a) Für die Gestaltung der Bauten und Aussenräume gilt wegleitend
- die Projeklstudie ,,Wohnübetbauung Mühlear€al Herbligen" vom

11.5.2004.
c) Die N€ubauten sind als einfache Bauvolumen mit Flachdächern?zu gestalten. Attikageschosse sind nicht gestattet.

c) Die im Bereich des Mehrzweckgebäudes realisierte Ufergestal-i tung soll im Mühleareal zumindest bis zur bestehenden Ufer-
mauer weitergeführt werden.

4 Verkehrserschliessung

- a) Di6 Haupterschliessung erfolgt über die Brücke beim Mehr-
.r zweckgebäude
b) Die Abst€llplätze für Motorfahz€uge sind, mit Ausnahme dEr

- Abstellplätze für Besucher, in einer gemeinsamen Einstellhalle
anzuordn€n.

c) Entlang der Chise ist im Uferbereich eine Öffentliche Fussweg-
.tverbindung zu r€alisieren.

5 Bauabstand von der Chise, Nutzung und Uferbereich

a) Ab Mittelwasserlinie der Chise ist im' mind€stens 11 m freizuhalten.3r
ein Ufgrbereich von

csminde Hoöligon . B8ußgl€runt Stsnd August 2009

c) zone Nr. 2
,,widibühr

Zonen für
öff€ntliche Nutzungen
zöN

Grünzonen
Gtz

Aft,42

1 Planungszweck:- Einordn€n von Erweiterungs- und Verbindungsbauten in die be-
stehende Gebäudegruppe- Einordnen der Abstellplätze für Fahzeuge in die ländliche Umge-
bung- Gestaltung des Siedlungsrandes

2 Nulzung:- Versämmlungsräume mit Verpflegungs- und Übernachtungsmög-
lichkeiten, gewerbliche Werkstätt€n, Verwaltung, Wohnnutzungen,
Abstellplätze für Fahrzeug€ (Bewohner und Besucher)

- BaupolizeilicheMas3e:
. Geschosszahl = 2 Geschosse;
. Ausnützungsziffet AZ = 0,45
. Lärmempfindlichkeitsstufe E = lll

3 Gestaltung:- Verdichtel€ Bauweise- Durchgrünung der bestehenden Abstellplätzg für Fahrzeuge mit
Bäumen- Gestaltung des Siedlungsrandes mit hochstämmig-en Laub-
bäumen, Buschgruppen und extensiv genutztem Ubergangsbe-
reich zur Landwirtschaftszone

Art,43

1 Die Zonen für öffentliche Nulzungen sind für Bauten und Anlagen im
öffentlichen I nteresse bestimmt.
Vorbestehende andere Bauten und Anlagen dürfen nur unterhalten
werden

2 ln den einzelnen Zonen gelten die folgenden Bestimmungen:

Atl.4
1 Di€ Grünzoneno dienen der Freihaltung wichtiger Orlsansichten,

gliedern die Siedlung und hallen im Ortsinneren Grirnräume frei.

2 ln den Grünzonen sind nur unterirdische Bauten gestattet sowie
Bauten, die standortgebunden ftir die Pflege der Grtinzone nötig
sind. Unterirdische Bauten und standortgebundene Hochbauten
dtirf€n den Zweck der Grünzone nicht beeinträchtigen

3 Bestehende Bauten und Anlagen dürfen unterhalten und erneuert
werden.

't7 18
GemsindoHeöligen BauGglsment StandAugusl2oog

Nß/
=Ko4

6o(
Ntut
fsrp.t-
(i'P'D

$^S'$M
w_

..1
ÄlE

224

L'1

b) Uferbereich und Bauabstand
werden, wenn innerhalb der

auf minimal 6 m vermindert
1 eine Fläch€nkompensationz

ausgewiesen und wird.

c) Oer Uferbereich ist als Grünraum mit versickerungs-

nicht zulässig. Die öffentlichE Fussweg-
verbindung Chise ist wasserdurchlässig zu g€stalten.

3r cemäss Art. 21 WBV
Siehe auch: Sicherung des Raumbedarfs und Uferbereichs bei Fliessgewässem, Empfehlung zur Umsetzung im
Kanton Bem

Bezolch-
nun0

Zwsckbe
sümmun0

übeöauung Grundzogo dor
Gostaltung

E

A Mehrrr€ckgobäude bestehend gsmäss b€stehender
I lheöernrno

ilt

B Schulhaus mit
TumDlalz

bestehend qomäss bsstehender
llbeösuuno

il

c Parkplätze beslehend gemäss bsstehender
llbeöauuno

a Grünzone im Sinne von Art. 79 BauG
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kGa:
gGa:
GH:
GZ:
GL:
GT:
M:
UeZ:
E:

3.3 Landwirtschaftszone

Begritf,
bauliche Nutzung

Art. 16 und 24 RpG; Art.24 RpV
Art. 80ff Bauc
Art. 43 LSV

f **-Fhht6o1

(Arl.17)
(Art. 17)
(Art. 25)
(Arl. 20)
(Art. 24)( t1.24')
(Art. r0)
(Art.11)
(gsmäss Art. 43 LSV)
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3.4 Schutzgebiete und Schutzobjekte

Äft,47
Allg€meines Die im Zonenplan

biete und
Die bezeichneten
Natu

Landschaftsschutzg€biote

19
20

-;-{
Art.45

Baupolizeiliche Masse 'l Für die Bauzonen gelten die folgsnd€n baupolizeilichen Masse:

Bauzone kG^ oGe GH GZ GL GT llez AZ E

W1 a n^) 4.50 tn nnl {cf,01 lt
WG2 tgg) 8.99 t+€C

8.00.
2 ls+€{.in nn.

t*€o{
{€€e{ I

szl semäss Art. 37 und 38 BGR 0.3 ilt
su g6mäss Art. 37 und 39 cBR 0.15 lil
ZPP Nr I gemäss Art. 40 und 41 cBR 0.5
ZPP Nr.2 gemäss Art. 40 und 42 GBR 0.45 il

Abkürzunoen:

Art. 48

1 Die Landschaflsschutzoebi€te umfassen werlvolle und hochompfind-liche Landschaftsteil€.'
Mit dem Landschaflsschutz soll das Landschaftsbild und die typischeLandschaftsform orhalten werden.

2 Massnahmen, dis don Schutzzweck besinträchtigen würden, sindunt€rsagt. Namenllich untersagt sind:- Lagerungs- und Verarbeituigsbetriebe des primären Sektors;- Baumschulen, Gärlnsrei€n, Gewacnshausei:- krj:ly:ra"O"rungen wie Abgrabungen, Äüfsctrtittungen,ueponien; ausgenommen Terrainveränderungen zur Räviialisie-rung der Landschaft;- N.9ue Freileitungen und das Landschaftsbild störsnd€ Material-stappelungen und Einfriedungen.

Art. 49

ODie.ttaturoOlekte.sind a!s ökologischer Sicht wichtige Standorte- (setrsne Leo€nsräum€ für pflanzen und Tiere). Sie-<lienen demökotogischen Ausgteich. Di€ bezsichneten Näiuiöoiäl'iäiornn
ernarten, g€pftogt und aufgowertet werden.

J 242-
ßxw
A im

v

u

^7-.'5L
t'55
:<4,L

S'rS

b l-n"lsdqlls-' 
scl^o^6Ä'.,tc

szrli

Sle

Kleiner Grenzabstand
Grosser Grenzabsland
Gebäudehöhe
Geschosszahl
Gebäudeläng6
Gebäudetiefe
Ausnützungsziffer
Ubeöauungsziffer
Lärm-Empfindtichkeitsstufe Nalurobjekt€

Art.46

' fl: fllä'ä'jili.,ä än',li*i; :,#fl iL?5;i,x,'1,:"1:"', g:x,,., 24 4w.erden soll. Wald, Gowäss€r und landwirtschattriCt nici iFlächsn gehöron nicht dazu.

2 Das.Eauon in d€r Landwirlschaftszo.ne richtet sich nach den Vor_schriften des RpGs und des BauGs.

3 ln der Landwirtschaftszone gelt€n die folgenden baupolizeilichenMasso:- Für r€ine Wohnbaut€n, ökonomiebauten oder Bauten mit
q€mischter Nutzung getten die Bestimmungen JeiWär,n_l

. Ffältr""1ä:ffiry und Nebenbauten sin Arr. 18- I t-ür Hochsilobauten oilt:
lMaximat 30 m2 Grun'dftäch€
lMaximal€ Höh€ = 14 m (gemessen ab gewachsenen Bodenlbis zum höchsten Oactrpüntt;

4 Noubauten sind an best€hende Bauten und Hofgrupp€n anzuglie_dern, sofern sie nicht einen andern Standori .*in"öäIiärrorO"rn.
5 Es g€lten die Bestimmungen der Lärm-Empfindtichkeitsstufell/Jrs

tntr*ary,'lt*lJuün1iff i:;:::::::T::;;;;ülxuvon Düngern aller Art ist im Abslandibereictr von'minOestens S mentlang d€r Gewässer, Trocken_ und Feuchtständört", W.tdranO"r.rlecKen, Fetdgehölze und Uferbestockungen untersagl.s
t 

fl:"'I"ßJJUJr"l'"1".1t#:.*'"' nacn oery'uoeroeordneten Recht in l1
Eine dem Schutzzw€ck entsprechendy'pflege und Nutzung von V'
l]::1"^l^llg F-€-tds€hötzen, i nsbesony'ere *ä p",üoii"r," Ärili"nrun,tsr gesratr€I. hnerhalb von drei Jahrfn dart höchstgns die Hälfloein€r Hscks odor eines Feldgehötzy's "ri Oen Stoä[äesetzt w€rd€nder gleiche Abschnin jedocn frtihefens wieoeinään iü;i;i;;;:ö"'uas Aobronnen von Astmaterial iy'der Hecke ist untersagt.

@ n*n*';1,ffm#::5:.::r,TtJ,J,;t1ä',"gr" Se
@nr',";",,',g"Yfflf#:liffi ä:"."J"'Jffi*;::,T:T..?]ffi :ll:;S{a
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Art. gtf Bauc; Arl. 86 Bauc
Arl. '18 NHG; Art. 20 NSG
Anhang 4.3 und 4.5 StoV
Art. 18 JSG: Arr.2Z NSG
Arl. 16 NSchV



6 Die Oberflächeno€wässerstockunfie-iffi mit ihren

Heck€n und
Hochwass€rschutz

21

Ufern und Uferbe-

oder ilberschüttet, noch auf
werden.tt

sinngemäss die B€stim-

V€rbauungen sind nalur-

die Nutzung und die Pflege
eine Entschädigung für den
Mehraufuvand oder Minderer-

At(E^lot%hn1
53,1 I
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Baulenschulz

Archäologische
Schutzzonen

22
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Die Uferv€getation darf weder
ander€ Weise zum Absterben
Für di6 uferbsgleit€nd€n

d) Bauten sind möglichsl natürlich in das ebene Gelände einzu-
passen

Höh6 des vor-

se, oder tiefgelegene sind
nicht zulässio.

-

e) Abstellplätze für Motorfahrzsuge sind grundsätzlich oberirdisch
anzulegen. Wäre eine oberirdische Anordnung der Abstellplätze
unzweckmässig*, so kann €ins unterirdischen Einstellhalle vorg€-
s€hen werden.
Die Rampe zu der unterirdischsn Einstellhalle ist möglichst un-
auffällig in den Aussenraum einzugliedern (Standortwahl, Gestal'
tung der Stützmauern und Böschungen, Bepflanzung der Uber-
deckung).

5 Den Bauwilligen wird €mpfohl€n, dem Gemeinderat vor d€m Ein'
reichen d€s Baugesuches einen Entwurf vozulegen.

Art. 51

1 Die schülzenswerlen und die erhaltenswert€n Baut€n sind im Bau-
inventa16 lokalisiert und beschrisben.
Das lnventar ist öffenllich und allen lnteressierten zugänglich.

2 Bauvorhaben, welche die im Bauinventar als schützenswert oder €r-
haltenswert bszeichneten Eauten betreffen, werden in den folgen-
den Fällen der zuständigen Fachinslanz€ zur St€llungnahme unter-
breitet:'7

a) Bauvorhabsn an schülzenswert€n Bauten oder im direkten Umge'
bungsbereich von schützenswerten Bauten;

b) Bauvorhabon, dis erhaltenswert€ Bauten innerhalb eines Ortsbild-
schutzg€bietes bstreff€n;

c) Bauvorhaben, die d€n Abbruch von schützenswerten oder
erhallensw€rton Bauten vorsehen.

3 Die betroffenen Grundeigentümer und Grundeigentümerinnsn
können im Baubewilligungsverfahren nachweisen, dass das lnventar
nichl richtig ist.4

Art. 52

1 Bauten, Grabarbeiten oder Terrainveränderungen, die im Bereich
der bezsichneten Schutzzonen vorgesehen€n werden, sind dem
archäologischon Dienst des Kantons Bern zu melden'

2 Treten and€rnorls archäologische Bodenfunde zutage, so sind die
Arbsiten unverzüglich einzust€llen sowie die Baupolizeibehörde und
d€r archäologisch€ Dienst des Kantons Bern zur Sicherstellung der
wissenschaftlichen Dokumentation zu benachrichtigen.

mungen für
Die ftir dsn

gen)
des

ein€n

szs

Elo/.

xlFnah auszuführsn.
sind unlersagt.'2Begradigungen

Wassorbaulich€ Unterhaltsmassnahmen an Gewässsrn
und d€ren nach einer Wasserbaubewilligung
oder

tm
Standortbe16ich des gefällten Baumes eine Ersalzpflanzung vorzu
nehmen.

8 Die Gemeinde kann die Nutzung,
obj€kle fördern, indem sie

und Aufwertung der Nalur-

a) mit Dritten , lnloressierle, Vsr€inigun-

und

I
(l

sr|k
Uurfuat-

e1

ort

Ir

u
der
und

mit dem Obiektschutz
trag€ festleöt;

Ortsbildschutzgebiet
"Dorf'

b) den Unlerhalt dsm übsrträgt.

9 Die Gemeinde bezeichnet
Landschaftsschutzes und
Kommission.

Art. 50

1 Der kulturhistorisch und gestalt€risch w€rtvolle Dorfbereich soll in
seinem baulichen Charakter sowie mit sein€n Aussen- und Umgs-
bungsräumen erhalt€n und weil€rgestaltet werd€n.

2 Die Ausssnräume mit Vorplätzen, Vorgärt€n, markanten Einzel-
bäumen und d€n für das Ortsbild besonders wichtigon hoch-
stämmigen Obslgärt€n sind möglichst zu orhallen.

3 Neubauten sowie neue An- und Nebenbauten können nur bewilligt
werden, wenn sie sich bezüglich Slellung, Volumetrie, Proportionen
und architektonisch€r Gestaltung in das Ortsbild einfügen.

4 lm Ortsbildschutzgebi€t "Dorf'gelt€n die folgenden besonderen Be-
slimmungen:
a) lm Bereich zwischen der Chise und der Kantonsstrasso mtlssen

neue Hauptgebäude und deren Dachfirste der vorherrschenden
St€llung undfirstrichtung entspr€chen situiert werd€n (Nordwest
nach südost).

b) Es sind nur -gleicbgeneigte Hauptdachflächen zugelassen.

c) Die Dachhaut der Hauptdachflächen ist mit rolen Ziegeln einzu-
decken.

4t Art.z1 NHG12 Art. 12 Nschv€ Art.4 Nsc

* Gründe: Grossflächigs Garagobauten, welche das Ortsbild bssinträchtigen würdsn; eeckmässige Überbauung
(Nutzung, Gestaltunö, Erschiiossung) dsr Parzelle nur bei untorirdischer Parkisrung möglichs bentmai;flegedesRantonsBem: B-äuinventardorc€moindeHerbligen; Bem(inBearbeitungl999-2000)6 Dsnkmalpflogs dss Kantons Bern47 cemäss Arl.22 Abs. 3 EewD€ Art. 10 Abs. 2 Bauc

xle
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3.5 Gefahrengebieteae

Bauen in Gefahrengebieten

Gefahrenstufen:
a) Gefahrengebiet mit

erheblich6r Gefährdung

b) Gefahrengebiet mit
mittl€rer Gefährdung

c) Gofahrengebiet mit
goringer Gefährdung

d) Gefahr€ngebiet mil nicht
bsslimml€r Gefährdung

Art. 52a

'I Wer in einem Gefahrengobist baul, hat im Baugesuch dazul€gen,
dass er die erforderlichen Massnahmen zur Gefahrenb€gebung und
Schad€nverminderung g€troffen hat.

2 Es wird empfohlen, frühzeitig eine Voranfrage einzureich€n.

3 Bei Baugesuchen in Gebisten mit erheblicher oder mittlerer
Gefährdung, oder mit nicht beslimmter Gefahrenstufs, zi€ht die
Baubewilligungsbehörde die kantonale Fachstelle bei.

Art. 52b

1 lm Gefahrengebiet mit erh€blicher Gefährdung dürfen keine
Baulen und Anlagen, die dem Aufenlhalt von Mensch und Tier
dienen, neu errichtet oder €rweit€rt werden. Andere Bauten und
Anlage sind nur zugelassen, wenn sie auf eino Lage im
Gefahrengsbiel angewiesen sind, und zudem Menschen, Tiere sowie
erhebliche Sachwert€ nicht gefährdet sind. Umbaul€n und
Zweckänderungen sind nur gestatlet, wenn dadurch das
Schadenrisiko vermindert wird.

2 lm Gsfahrengebiet mit mittl€r€r Gefährdung sind Baulen nur zuge-
zugelassen, w€nn mit Massnahmsn zur Gefahrenbehgbung sicher-
gestellt ist, dass Menschen, Ti€r€ und erhebliche Sachwerle nicht
gefährdst sind.

3 lm Gefahrengebiet mit geringer Gefährdung wird d€r Baugesuchsteller
im Baubewilligungsverfahren auf die Gefahr aufmorksam gemacht.
Für sensible Baut€n gelten die Bostimmungen von Abs. 2 sinn-
gemäss.

4 ln Gefahrengebieten mit nicht bestimmter Gefahrenslufe ist diese
spälestens im Rahmen d6s Eaub€willigungsverfahrens zu beslimmen.

Gsminds Heöligs. Baußgl€mnt StandAugust2@9

4. Verfahrensvorschriften

Eaubewilligungs- und
Planerlassv€rfahren

Baupolizei

Art. 53

1 Der Gemeinderat nimmt alle der
Plansrlassverfahren
die nicht nach
zuslehen.

andoren Gemeind€organ

2 Er bsschliesst insbesondere über:

a) die ErteilUng von
aufwand;"

mit geringem Koordinations-

b) dis Erhebung von Einsprachen

c) über den Erlass von

d) über geringfügigs

3 Dem Gemeindorat obli€gl
a) dio vorläufige Prüfung und Profile;$
b) sow€it die Gemeinde- die Bekanntmachu

suche,s

ist,
Auflage der Bauge-

- die Prüfung von den

das Einholen von und
w€iteren kantonal€r Fachstellen.

Art. 54

1 Sow€il nichts bestimmt ist, ist der Gemeinderat für die
Baupolizei

2 Er trifft alle

23 24

s61
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l/

ss1

gebung und
Verfügungen

d€r
dis zur Durchführung der Baugesetz-

darauf erlassonen Vorschriften und
sind.

obliegt insbssondere:
des r€chtsmässigsn Zustandes bei wid€r-

bei nachlräglicher Missachtung der
oder von B€dingungen und Auflagen.

von Störungen der öffentlichen Ordnung, die von
oder sonstwie ordnungs-

3 Dem
a) Die

b) oie
u
wid

c) Die

mu
von Bauvorhab€n.

d) Durchführung der im Baubewilligungsd€kret vorgeschriebenen
ukontrollen

von Strafanzeigen und das Aussprechen von

s Art. 9 BewD51 Art. 62-63 BauGs Art. 122 Bauvs Art. 17 BewDs Art. 26 B€wD$ nrt. s9 cc
'e Arl. 6 BauG

Bu
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Genehmlgung dee Baureglements lm Rahmen der nsuen baurechtllchen Grundordnung:

. Beschlossen durch die Gemeindeversammlung am 9.12.1999. Genehmigt durch das Amt für Gemeindon und Raumordung des Kantons Bern am 5.4.2000

Genehmlgung der'1. Anderung des Baureglemonts (ZPP Nr. 1 Mllhleareal):

. Beschlossen durch die Gemeindeversammlung am 02.05.2009. Genehmigt durch das Amt für Gemeinden und Raumordnung am 28.1.2005

Genehmlgung der 2, Anderung dos Bauroglomonts (Gefahrenzonen):

26Gfldnd€ Herblgon . Saursglemnt'Sbnd August 2009

5. Straf- und Schlussbestlmmungon

Art.55

Widerhandlungen

lnkrafllreten

Aufhebung bestehender
Vorschriften

il.

1 Widerhandlungon gegen die Vorschriften dies€s Reglomsnts,
gogen dio übrig€n G€meindebauvorschriften und dio gostützt darauf
erlassenan Einzelverfilgungen werden nach den Stralbeslimmungen
d€r Baugesotzgebung vom Richtor geahndet.

2 V€rstösso g€gen Vorschriften dioses Reglements und weiterer
kommunaler Bauvorschrift€n, welche nicht der Strafandrohung des
Baugesetzes unlerst€hen, werden gostülzt auf das Ggmoind€ges€tz
mil Busson bedroht.

An.56

Die baurechtliche Grundordnung tritt mit ihror Genehmigung durch das
Amt für Gomeinden und Raumordnung in Krafl.

Art, 57

Mit dem lnkrafttreten der baurechtlich€n Grundordnung werden aufge-
hoben:
a) Der Zononplan und das Baureglemont vom 21.11.1979
b) Die Zon€nplanänderung vom 20.7.1989

('l

6eS

6tL Beschloss€n durch die G€meindeversammlung
Genehmigt durch das Amt für Gomeinden und

am 19J12.2OO4
Raumordnung am 27.08.2009
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Sondsrzone SZ2
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Erläuterungen:

. lm Ber€ich für Holzlagerplätze zwischen der Strasse und der Chise sind keine neuen Neben-
bauten zugelassen (3)

. Der Bereich (4) ist für off€ne Holzlager vorgssshsn

. lm Ber€ich (1) zwischen dem Wohnhaus und der Sonderzone 52 könnsn g€d€ckt€ Holz-
lagerplätze vorgesehen werden

28
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lV. Anhang

1. Räumliche Festsetzungen zu den Sonderzonen

Sonderzone SZI

Erläulerungen:

. Die Gewächshäuser sind im bezoichnet€n Bersich zu erstellen. Der Freihaltebereich isl der bod€nabhängigen Produktion vorb€halten. ln diesem Bereich
sind keine Hochbauten zugslassen.. Für don Trockenstandort gslten die Bestimmungen von Arl. 49 GBR
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2, Erschliessungskategorien des Strassennetzee

29

t
u

Zur Unt€rtoilung des Slrassenn€lzes
von Art. 106f BauG und gemäss Art.
d€r Basisorschlisssung dargestelll.

in Strass€n der Basis- und der
13 GBR) w€rd€n in der folgenden Abbildung die

Slrassen d€r Basisorschliessung









Einwohnergemeinde Herbligen
Aktualisierung baurechtliche Grundordnung

Berechnung Gewässerräume

7. Februar 2024

Lohner + Partner AG / Auftraege / 743 / 743_Arb_240207_Berechnung_GWR_V6.xlsx / 22.01.2024 / Schmalz Ingenieure AG / Landplan AG / cs

Gewässer
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(in Fliessrichtung)
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 Begründung

Wolfeburg Parz. 615 eindedolt n.k. Verzicht eingedolt, vgl. Erläuterungsbericht

Parz. 615 0.80 9.00 0.40 1 1.00 0.40 11.00 11.00
Mooskanal Parz. 626 1.40 10.50 1.00 2 1.50 1.50 11.00 11.00

Parz. 628 0.90 9.25 0.60 2 1.50 1.20 11.00 11.00
Parz. 628 0.80 9.00 0.60 3 2.00 1.20 11.00 11.00
Parz. 653 1.00 9.50 0.60 3 2.00 1.20 11.00 11.00
Parz. 654 1.00 9.50 1.00 2 1.50 1.50 11.00 11.00

Parz. 629 1.00 9.50 1.00 2 1.50 1.50 11.00 11.00
Länghölzligrabe Parz. 256 0.60 9.75 0.40 2 1.50 0.80 11.00 11.00

Parz. 223 0.70 8.75 0.70 1 1.00 0.70 11.00 11.00
Thalbach Parz. 671 eingedolt n.k. Verzicht eingedolt, vgl. Erläuterungsbericht; n.k. = nicht klassiert

Parz. 655 0.80 9.00 1.00 2 1.50 1.50 11.00 11.00
Chise Oberdiessbach 5.70 21.25 6.20 2 1.50 9.30 30.25 22.00 Genehmigter Gewässerraum Oberdiessbach

Parz. 170 / 220 5.70 21.25 6.20 2 1.50 9.30 30.25 24.00 abgestimmt mit Oberdiessbach + Wasserbauplan Chise
Parz. 170 / 220 8.00 27.00 7.60 2 1.50 11.40 35.50 27.00 Hinweis: abgestimmt mit Wasserbauplan Chise
Parz. 170 / 220 8.00 27.00 4.90 3 2.00 9.80 31.50 27.00 Hinweis: abgestimmt mit Wasserbauplan Chise
Parzl. 118 / 475 8.00 27.00 5.40 3 2.00 10.80 34.00 27.00 Hinweis: abgestimmt mit Wasserbauplan Chise
Parz. 103 / 126 8.00 27.00 5.00 3 2.00 10.00 32.00 27.00
Parz. 14 / 167 8.00 27.00 3.50 3 2.00 7.00 24.50 27.00
Parz. 616 / 675 8.00 27.00 4.20 4 2.00 8.40 28.00 27.00

Parz. 501 / 600 8.00 27.00 3.50 3 2.00 7.00 24.50 27.00

Breite GewässerraumDatengrundlage

Karte Gewässer-
entwicklung 

eGSB = Messung Gemeinde oder Schmalz Ingenieur AG
ÖK = Ökomorphologische Kartierung



Gewässer

Name Abschnitt 
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 Begründung

Breite GewässerraumDatengrundlage

Karte Gewässer-
entwicklung 

eGSB = Messung Gemeinde oder Schmalz Ingenieur AG
ÖK = Ökomorphologische Kartierung

Gauermattgrabe Oberlauf/Parz. 120 2.10 12.25 Verzicht im Wald; vgl. Erläuterungsbericht
Helisbühl eingedolt 11.00 eingedolt (im Siedlungsgebiet)

Herbligen eingedolt 11.00 eingedolt (im Siedlungsgebiet)

Brenzikofebächli Parz. 638 + 657 1.00 n.k. -- 11.00 n.k. = nicht klassiert; 
Parz. 499 (Tannlimatt) -- -- eingedolt n.k. -- -- -- Verzicht eingedolt, n.k. = nicht klassiert

Parz. 499 (Tannlimatt) -- -- < 0.50 n.k. -- < 2.0 11.00 11.00
n.k. = nicht klassiert; kleines Gewässer, Korrekturfaktor 
hat keinen Einfluss auf berechnete Breite des 
Gewässerraum; keine Ufervegetation vorhanden

ohne Namen
(Kant. Gew.Nr. 57017)

Parz. 663 Nord
(Gollermatt) 0.60 9.25 0.60 2 1.50 0.90 11.00 11.00

 / 14.00
situative Erhöhung auf 14.0 m, damit Gewässerraum 
Uferbestockung sowie Pufferstreifen umfasst

ohne Namen
(Kant. Gew.Nr. 57018)

Parz. 663 Süd
(Gollermatt) 0.40 8.00 0.60 1 1.00 0.60 11.00 11.00

Heiegrabe Verzicht über ganzer Länge im Wald

Tannlimattgrabe 
(Herbligen)
(Kant. Gew.-Nr. 55930)



 

Einwohnergemeinde Herbligen 
Aktualisierung der baurechtlichen Grundordnung  
(Umsetzung BMBV und Festlegung Gewässerräume) 

Auswertung der Mitwirkung (anonymisiert) 

5. November 2019, rev. 7. Februar 2024 (aufgrund der kantonalen Vorprüfung) 
Aufträge / 743 / 05 / 743_Ber_191105_Mitwirkungsbericht.docx / 22.01.2024 / cs  

Eingabe  Inhalt Eingabe  Nr.  Stellungnahme Gemeinderat 
       
       

1 
 

 Festlegungen zur Sonderzone SZ1:  
– Das revidierte Gemeindebaureglement wird neu ent-

sprechend dem Musterbaureglement des Kantons ge-
ordnet. Wir stellen fest, dass dadurch die Festlegungen 
und die räumlichen Festsetzungen zur Sonderzone 
SZ1 von den Art. 37 und 38 bzw. vom Anhang 2. in die 
Art. 232 und 233 bzw. in den Anhang A2 «gezügelt» 
und die Begriffe gemäss den Anforderungen der BMBV 
(z.B. An- und Kleinbauten anstelle Nebenbauten) an-
gepasst wurden. Die bisherige Fussnote in Art. 37 lit. 
a) Abs. 2 (Änderung der baurechtlichen Grundordnung 
oder Überbauungsordnung gemäss Art. 88 BauG) wird 
neu als Hinweis in der Kommentarspalte aufgeführt. 
Gemäss unserer Einschätzung hat sich mit Ausnahme 
der Erhöhung der trauf- und giebelseitigen 

 1.1  – Aufgrund der kantonalen Vorprüfung, wird die Sonder-
zone SZ1 «Gärtnerei» von Beschluss und Genehmi-
gung ausgenommen. Für die SZ1 gelten weiterhin die 
Bestimmungen des Baureglements vom 09.12.1999 
(genehmigt am 05.04.2000), vgl. Art. 603 im Bauregle-
ment. Damit wird in Absprache mit dem AGR verhindert, 
dass für allfällige spätere Nutzungsplanänderungen 
eine Planbeständigkeit zu berücksichtigen ist.  

– Die Gemeinde muss die Gewässerräume gemäss Ge-
wässerschutzgesetzgebung festlegen. Die Bestimmun-
gen zum Gewässerraum ersetzen die bisherigen Best-
immungen zum Bauabstand von Gewässern. 

– Die Nutzungsplanung ist nicht Gegenstand des Pro-
jekts. Eine Umzonung der Sonderzone SZ1 richtet sich 
nach den übergeordneten Gesetzgebungen und 



Herbligen – Aktualisierung Grundordnung – Auswertung der Mitwirkung 2 

Eingabe  Inhalt Eingabe  Nr.  Stellungnahme Gemeinderat 
       
       

Fassadenhöhe um je 0.5 m und der Ausscheidung des 
Gewässerraumes entlang der Chise gemäss überge-
ordnetem Gewässerschutzgesetz materiell grundsätz-
lich nichts an den Festlegungen zur Sonderzone SZ1 
bzw. zur Parz. Nr. 122 geändert, insbesondere auch 
nichts an den Möglichkeiten zur Neunutzung der Son-
derzone SZ1.  

– Ist unsere Einschätzung korrekt? Falls unsere Ein-
schätzung unvollständig ist und die Revision Elemente 
enthält, die gegenüber der heutigen Situation eine Ein-
schränkung der planerischen Möglichkeiten darstellen, 
verlangen wir, dass Anpassungen – wo nicht durch 
übergeordnetes Recht zwingend – rückgängig ge-
macht werden. 

 

Voraussetzungen. Sie bedingt eine Änderung der bau-
rechtlichen Grundordnung im ordentlichen Verfahren. 

  Neunutzung Sonderzone SZ1: 
– Für die Schaffung der Voraussetzungen für eine Neu-

nutzung der Sonderzone SZ1 stellt der Gesetzgeber 
unterschiedliche Planungswege zur Verfügung. 
Dadurch haben die Planungsträger die Möglichkeit, ei-
nen auf die konkrete Situation zugeschnittenen Pla-
nungsweg zu wählen. In diesem Sinn regen wir an, 
den Kommentar zu Art. 232 folgendermassen zu er-
gänzen: Änderung der baurechtlichen Grundordnung, 
Zone mit Planungspflicht gemäss Art. 92 BauG oder 
Überbauungsordnung gemäss Art. 88 BauG 

 1.2  – Die Nutzungsplanung ist nicht Gegenstand des Pro-
jekts. Eine Umzonung der Sonderzone SZ1 richtet sich 
nach den übergeordneten Gesetzgebungen und Vo-
raussetzungen und bedingt eine Änderung der bau-
rechtlichen Grundordnung im ordentlichen Verfahren.  

– Zonen mit Planungspflicht (vgl. Art. 73 und 92f. BauG) 
sind Teil der baurechtlichen Grundordnung. Eine Er-
gänzung der Hinweisspalte ist nicht notwendig.  
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Vorprüfungsbericht gemäss  Art. 59  BauG und  118  BauV 

Sehr geehrte Damen und Herren  

Am 30.  Januar  2020  ist bei uns  die  Aktualisierung  der  baurechtlichen Grundordnung mit  der  Umsetzung  
der  Verordnung über  die  Begriffe und Messweisen im Bauwesen (BMBV) und  der  Festlegung  der  Gewäs-
serräume zur Vorprüfung eingegangen. Mit Vorprüfungsbericht vom  25.  November  2020  haben wir Ihnen  
die  Resultate  der  ersten Vorprüfung mitgeteilt. Nach  der  Bereinigung  der  Unterlagen sind bei uns  am 29.  
Juni  2022 die  folgenden Akten zur zweiten Vorprüfung eingegangen: 

— Zonenplan Gewässerräume vom  22.  März  2022  
— Baureglement vom  06. Mai 2022  
— Änderung Zonenplan Nr.  1  vom  22.  März  2022  
— Änderung Zonenplan Nr.  la  vom  22.  März  2022  
— Ergänzung Richtplankarte Ganzes Gemeindegebiet vom  22.  März  2022  
— Erläuterungsbericht vom  06. Mai 2022  mit Anhängen inkl. Mitwirkungsbericht vom  05.  November  2019  

Wir haben bei folgenden Ämtern und Fachstellen eine Vernehmlassung durchgeführt: 

— Amt für Landwirtschaft  und  Natur (LANAT), Abteilung Naturförderung (ANF) koordiniert  mit  Fischerei-
inspektorat  (FI),  Fachbericht vom  08.  August  2022  

— Amt für  Wald  und  Naturgefahren  (AWN),  Abteilung Walderhaltung Region Voralpen, Fachbericht vom  
05.  August  2022  

— Amt für Kultur (AK), Denkmalpflege  des  Kantons Bern (KDP), Fachbericht vom  09.  August  2022  
— AK, Archäologischer Dienst  (AD),  Stellungnahme vom  03.  August  2022  

Amt für Umwelt  und  Energie (AUE), Abteilung Energie, E-Mail vom  18.  Juli  2022  
— Tiefbauamt (TBA), Oberingenieurkreis  (01K) II,  Fachbericht vom  25.  Juli  2022  

Amt für Wasser  und  Abfall (AWA), Fachbericht vom  02.  August  2022  

Gestützt auf  die  Stellungnahmen  der  Fachstellen und unserer eigenen Beurteilung geben wir Ihnen  die  
Ergebnisse unserer Vorprüfung bekannt: 
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1. Allgemeines zur Vorprüfung 

Zweck  der  Vorprüfung ist  die  Feststellung  der  Genehmigungsfähigkeit  von  Plänen, Vorschriften und de-
ren Abänderungen. Genehmigungsfähig sind Pläne und Vorschriften, wenn sie rechtmässig und mit  den  
übergeordneten Planungen vereinbar sind  (Art. 61  Abs.  1  BauG).  Die  Vorprüfung weist auf allfällige Wi-
dersprüche zum geltenden Recht oder zu übergeordneten Planungen hin und zeigt auf, wie sie behoben 
werden können. So wurden auch  die  Anträge  der  Amts- und Fachstellen geprüft, entsprechend gewichtet 
und fanden, wo erforderlich, Eingang im nachfolgenden Bericht. 

Mit  den  nachfolgend formulierten Genehmigungsvorbehalten (GV) werden Lücken oder ungelöste Fra-
gen  in  einer Planung angesprochen, welche bei Nichtberücksichtigung zu einer Nichtgenehmigung ein-
zelner Festlegungen oder gar  der  ganzen Planung führen können.  Die  Bereinigung solcher Vorbehalte 
verhindert nachträgliche, zeitaufwändige Änderungs- und Anpassungsverfahren während  der  Genehmi-
gung und ist zwingend vorzunehmen. 

Wir ergänzen unsere Ausführungen mit Empfehlungen  (E)  und Hinweisen  (H),  deren Umsetzung  die  
Nachvollziehbarkeit und Konsistenz  der  Planung verbessern soll.  

2. Ausgangslage 

Mit  der  eingereichten Aktualisierung  der  baurechtlichen Grundordnung strebt  die  Gemeinde Herbligen  
die  technische Umsetzung  der  BMBV und  die  Ausscheidung  der  Gewässerräume  an.  Neben  der  Anpas-
sung  an die  neuen übergeordneten Vorgaben sind weitere Änderungen vorgesehen. So soll u.a. das 
Baureglement (BauR) dem Musterbaureglement (MBR)  des  Kantons Bern angeglichen werden und das 
revidierte Bauinventar umgesetzt werden. Zudem werden  die  Fuss-/Wanderwege  in der  kommunalen 
Richtplankarte festgelegt.  Die  Änderungen sind im Erläuterungsbericht (EB) sowie im Übertragungspro-
tokoll BauR dargelegt.  

Die  öffentliche Mitwirkung gemäss  Art. 58  BauG ist vom  15.  August  2019  bis  15.  September  2019  erfolgt. 
Zudem fand  am 28.  August  2019  eine Sprechstunde statt.  Es  wurde eine Mitwirkungseingabe einge-
reicht. Diese wurde im Mitwirkungsbericht aufgeführt und  der  Umgang  der  Eingabe wurde beschrieben.  

Die  letzte Ortsplanungsrevision  der  Gemeinde Herbligen wurde  am 5.  April  2000  vom Amt für Gemein-
den und Raumordnung (AGR) genehmigt. 

Unter Vorbehalt  der in  folgenden Kapiteln bezeichneten Genehmigungsvorbehalte können wir  der  Aktua-
lisierung  der  baurechtlichen Grundordnung zustimmen und eine Genehmigung  in  Aussicht stellen.  

3. Planbeständigkeit 

Das BauR aus dem Jahr  1999  wird gemäss  Art. 603  Abs.  1  aufgehoben. Ausgenommen davon sind  die  
Sonderzone SZ1 sowie  die  ZPP Nr.  2  Widibühl. Das BauR wird folglich neu erlassen und muss überprüft 
werden.  Die  Planbeständigkeit wird mit  der  Genehmigung für alle Inhalte  des  BauR, ausgenommen SZ1 
und ZPP Ni.  2,  neu ausgelöst.  H  

Die  Sonderzone SZ1 «Gärtnerei» und  die  ZPP Nr.  2  Widibühl sollen  von  Beschluss und Genehmigung 
ausgenommen werden. Nun werden diese beiden Zonen aus dem BauR gelöscht.  Die  Vorschriften zu  
den  beiden Zonen sind im BauR stehenzulassen.  Dies  mit dem Hinweis  «von  Beschluss und Genehmi-
gung ausgenommen». GV  
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4. Zonenplan Gewässerräume  

Der 01K 11  führt aus, dass das Gewässernetz korrekt abgebildet wurde und  die  Vorbehalte aus  der  
ersten Vorprüfung bereinigt wurden. Jedoch wird noch festgehalten, dass  der  Gewässerraum im oberen 
Gemeindeteil mit «situativ festgelegter Gewässerraum gemäss Wasserbauplan Chise» bezeichnet wird.  
Die  Formulierung kann so nicht übernommen werden. Eine Festlegung  des  Gewässerraums kann nicht 
im Wasserbauplan festgelegt werden.  Der  Gewässerraum  an der  Chise ist analog dem restlichen Ge-
meindegebiet (hellbau) festzulegen.  Der  EB ist zudem entsprechend anzupassen. GV 

Das  AWN  teilt  mit,  dass im Bereich  der  verbindlichen Waldgrenzen (Parzellen Nrn.  54, 80  und  406) die  
Bauzone wie gefordert korrekt angepasst wurde.  H  

Der  Umgang mit dem Thema Gewässerraum ohne Bewirtschaftungseinschränkung gemäss  Art. 41c  
Abs. 4bis GSchV wird im EB erwähnt.  Es  wird auf individuelle Ausnahmegesuche hingewiesen.  
Es  werden keine Ausnahmebewilligungen beantragt. Das AVVA erteilt im Rahmen  der  vorlie 
genden Nutzungsplanung keine Ausnahmebewilligungen  von  Bewirtschaftungseinschränkungen für 
Randstreifen nach  Art. 41c  Abs. 4bis GSchV.  H  

4.1  Naturgefahren (Hochwasser)  

Der 01K 11  weist daraufhin, dass zurzeit  der  Wasserbauverband Chisebach  die  Gefahrenkarte (Prozess 
Wassergefahren) überarbeitet.  Die  revidierte Gefahrenkarte wird im  1.  Quartal  2024  vorliegen und muss 
anschliessend  in den  Zonenplan überführt werden.  H  

5. Änderung Zonenplan Nr.  1  und Änderung Zonenplan Nr.  la 

Da  bereits  in der  bestehenden Planung  die  Landschaftsschutzgebiete  der  Landschaftsästhetik dienten, 
kann  der  Umwandlung  der  bestehenden Landschaftsschutzgebiete  in  Landschaftsschongebiete im 
Grundsatz zugestimmt werden. 
Auf  den  eingereichten Plänen sind  die Perimeter der  Landschaftsschongebiete nicht ersichtlich. Wir ge-
hen davon aus, dass  die Perimeter  unverändert übernommen werden.  1m  Sinne  der  Nachvollziehbarkeit 
empfehlen wir dennoch,  die Perimeter  auf dem Zonenplan (resp.  den  Zonenplänen) einzuzeichnen oder 
im EB explizit zu erwähnen, dass  die  bestehenden  Perimeter der  Landschaftsschutzgebiete ohne An-
passungen übernommen werden.  E  

Der AD  hält fest, dass das archäologische Schutzgebiet  von  Herbligen korrekt wiedergegeben wurde. 
Zudem ist auch  die  dazugehörige Vorschrift im BauR enthalten.  H  
1m  Erläuterungsbericht wird festgehalten, dass  die  archäologischen Fundstellen im Zonenplan aufge-
nommen wurden.  Dies  ist nicht  der  Fall.  Die  Pläne sind zu ergänzen.  H  

6. Baureglement  

In der  nachfolgenden Tabelle sind  die  Genehmigungsvorbehalte, Hinweise und Empfehlungen entspre-
chend ihrer  Position in der  Artikelstruktur dargestellt. 

Lesehilfe  Die  Hinweisspalte ist gemäss MBR zu übernehmen.  H  
Art. 232  Abs.  
1  und Abs.  5 

Die  Formulierung «Anlage  von  gewerblichen Bauten» ist nicht ganz klar. Ist damit  
die  Erstellung  von  gewerblichen Bauten gemeint?  

Der  Verweis auf  Art. 88  (Überbauungsordnung) ist nicht nachvollziehbar.  Es  han- 
delt sich bei  den  Sonderzonen nicht um Überbauungsordnungen, sondern um 

H  

H  
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eine  Zone der  baurechtlichen Grundordnung. Deshalb ist  der  Hinweis auf  die  
Überbauungsordnung und  Art. 88  BauG nicht klar.  

Art. 311  und  
431 

Die  AUE stellt mit E-Mail vom  18.  Juli  2022  fest, dass  es  sich bei  Art. 311  und  Art  
431  um keine Verschärfungen  der  kantonalen Energievorschriften handelt, son-
dern um Grundsätze aus  der  kantonalen Energiegesetzgebung. Auf einen Fach-
bericht wird entsprechend verzichtet. 

Wir verweisen und empfehlen dringend  die  neuen kantonalen Muster über  die  
Nutzung  der  Energie im Gebäudebereich unter 
https://www.weu.be.ch/de/start/thementenergie/energievorschriften- 

H  

E  

gemeinden.html aufgrund  des  revidierten kantonalen Energiegesetzes (KEnG). 
Durch  die  Verwendung  der  neuen kantonalen Energiemuster ist sichergestellt, 
dass  die  Vorschriften dem revidierten Kantonalen Energiegesetz entsprechen und 
somit genehmigungsfähig sind.  

Art. 413  Abs. 
3 

Gemäss MBR  «...der  Länge  des  darunterliegenden Fassadenabschnitts».  H  

Art. 523  Abs.  
2 

Der  Absatz  2  ist wie folgt zu bereinigen und zu ergänzen: 

Sind die  Bäume aus ökologischen Gründen geschützt, bewilligt das Regierungs-
statthalteramt deren Fällung, wenn das öffentliche Interesse dagegen nicht über-
wiegt oder wenn  die  Bäume für Mensch, Tier oder Eigentum eine Gefährdung 
darstellen.  

Sind die  Bäume aus landschaftsästhetischen Gründen geschützt, so obliegt  der  
Entscheid über  die  Fällung dem Gemeinderat.  

Sind die  Bäume sowohl aus landschaftsästhetischen als auch aus ökologischen 
Gründen geschützt, so braucht  es  für  die  Fällung  die  Zustimmung  des  Gemeinde-
rats und  des  Regierungsstatthalteramts.  

Die  zitierten Artikel  in der  Hinweisspalte sind gemäss MBR anzupassen.  

GV  

H  
Art. 524 
Abs.  3 

Die  Bestimmung zum Landschaftsschongebiet aus dem MBR wird  in  abgeänder- 
ter  Form übernommen.  Die  Anpassungen entsprechen grundsätzlich dem Be-
stimmungszweck  des  MBR-Artikels. Im Widerspruch dazu stehen  die  Relativie-
rungen im zweiten Teil  von  Absatz  3:  hier werden Bauten und Anlagen zur Pro-
duktionsverbesserung und/oder zum Schutz  von  landwirtschaftlichen Kulturen 
generell als zulässig erklärt. Auch diese Anlagen (inkl,  der  bei  den  Hinweisen 
genannten Beispiele) haben sich  in  das Landschaftsbild einzufügen. Resp. dürfen 
diese Anlagen  die  landschaftliche Wirkung bedeutender Landschaftsräume nicht 
beeinträchtigen. So kann z.B.  die  Erstellung eines Folientunnels  in der  unver-
bauten Ebene  des  Aspi  oder ein Hagelschutznetz auf  der  baumbestandenen 
Kuppe östlich  des  Helis-bühl durchaus im Konflikt stehen mit dem Anliegen  des  
Landschaftsschongebiets und dem Gebot, sich ins Landschaftsbild einzufügen.  
Der  letzte Satz  von  Absatz  3  ist zu streichen (Widerspruch zum Zweck eines 
Landschaftsschongebiets gemäss MBR und auch zu  Art. 8  und  9a  BauG) oder so 
anzupassen, dass sich kein Widerspruch zum Zweck eines Landschaftsschonge-
biets ergibt. 

Bauten und Anlagen,  die der  landwirtschaftlichen Bewirtschaftung dienen und  
sich gut ins Landschaftsbild einfügen, bleiben gemäss Absatz  2  und  3  zulässig.  

GV 

H  

Art. 531 Der  Artikel ist gemäss MBR zu ergänzen:  H  
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Art. 531  geht allfälligen Bestimmungen zu Gewässerräumen  in  Überbauungsord-
nun gen und Zonen mit Planungspflicht vor, sofern diese bereits vor Inkrafttreten  
des  Baureglements rechtsgültig ausgeschieden waren.  

Art. 602 Da der  Zonenplan nicht neu erlassen wird, ist auch  der  bestehende  Art. 56 (In-  
krafttreten)  des  bestehenden BauR  in Art. 602  aufzunehmen.  Die  Vorschrift  in Art. 

GV 

602  (Exemplar Vorprüfung) ist somit als Abs.  2  aufzunehmen. 
Historische  In den  Zonenplänen Nr.  1  und  la  sind  die  historischen Verkehrswege (gemäss  H  
Verkehrswege IVS) korrekt dargestellt.  1m  Baureglement fehlt  der  dazugehörige Artikel, dieser ist 
(IVS) wie folgt zu ergänzen:  

Die in den  Zonenplänen  1  und  la  bezeichneten historischen Verkehrswege sind  
in  ihrer Linienführung und Substanz geschützt. Wegoberfläche und Breite, Bö-
schungen und wegbegleitende Vegetation (Bäume, Hecken usw.) dürfen nicht 
zerstört werden. 
Unterhalt und Nutzung im herkömmlichen Rahmen bleiben gewährleistet. Verän-
derungen,  die  über diesen Rahmen hinausgehen, erfordern  den  Beizug  der  zu-
ständigen Fachstelle (Tiefbauamt  des  Kantons Bern).  

7. Ergänzung Richtplankarte Ganzes Gemeindegebiet 

Für  den  Richtplan ist auch eine Mitwirkung durchzuführen. GV  

Die  Wanderwege werden  in der  Richtplankarte festgelegt.  Der  Titel «Ergänzung» ist nicht nachvollzieh-
bar.  H  

Der 01K 11  führt aus, dass  die in der  Richtplankarte aufgeführten Wanderwege gemäss kantonalem 
Sachplan Wanderroutennetz korrekt dargestellt sind. Mit  den  Formulierungen  in Art. B13  Baureglement 
ist  der 01K 11  ebenfalls einverstanden.  H  

8. Erläuterungsbericht  

Die  ANF sowie das  Fl  führen aus, dass  die  Abweichung  der  Sohlenbreite  des  Brenzikofebächli gegen-
über  den  Angaben  des  kantonalen Gewässernetzes leider nicht begründet ist.  Es  wird davon ausgegan-
gen, dass  die Situation  vor Ort überprüft wurde.  H  

9. Weitere Themen, Hinweise und Empfehlungen 

Das AVVA teilt mit, dass  die  vorgesehene Aktualisierung  der  baurechtlichen Grundordnung  den  im Katas-
ter  der  belasteten Standorte eingetragenen Standort mit  der  Nr.  06220007  (Parzelle Nr.  626)  tangiert. 
Bauvorhaben auf belasteten Standorten sind vom AVVA, Fachbereich Grundwasser und Altlasten, beur-
teilen zu lassen.  Die  erforderlichen Auflagen werden im Rahmen  des  Baubewilligungsverfahrens festge-
legt.  In der  Regel sind vor  der  Realisierung solcher Bauvorhaben altlasten- und/oder abfallrechtliche Un-
tersuchungen notwendig (vgl.  Art. 24  -  27 der  kantonalen Abfallverordnung). Diese Abklärungen müssen  
von  einer Fachperson für Altlastenfragen durchgeführt werden. Das Vorgehen ist vorgängig vom AWA 
genehmigen zu lassen.  H  

Die  ANF sowie das  Fl  halten  mit  Fachbericht vom  08.  August  2022  fest, dass  die  für  den  Fachbereich  
Flora  /  Fauna  / Lebensräume beantragten Anpassungen  und  Ergänzungen zur ersten Vorprüfung soweit 
umgesetzt wurden  und  die  Planung aus ihrer Sicht genehmigt werden kann.  H  
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Die  KDP führt aus, dass  die  vorliegende Planung aus Sicht  der  kantonalen Denkmalpflege genehmigt 
werden kann.  H  

10.  Weiteres Vorgehen  

Die  bereinigte Planung ist während  30  Tagen zusammen mit dem Vorprüfungsbericht öffentlich aufzule-
gen  (Art. 60  Abs.  1  BauG;  Art. 54  Abs.  2  GG).  In der  Publikation ist darauf hinzuweisen, dass während  
der  Auflagefrist, schriftlich begründet Einsprache erhoben werden kann  (Art. 60  Abs.  2  BauG). 

Einspracheverhandlungen sind vor  der  Beschlussfassung durch das zuständige Organ abzuhalten  
(Art. 60  Abs.  2  BauG).  Es  empfiehlt sich deshalb, zwischen dem Ende  der  Auflagefrist und dem für  die  
Beschlussfassung vorgesehenen Termin für diesen Zweck hinreichend Zeit auszusparen.  

Die  Einladung zur Gemeindeversammlung oder zur Urnenabstimmung ist mindestens  30  Tage vorher 
bekannt zu machen  (Art. 9  Abs.  1  GV). 

Werden vor oder bei  der  Beschlussfassung Änderungen angebracht, ist  den  davon Betroffenen Kenntnis 
und Gelegenheit zur Einsprache zu geben  (Art. 60  Abs.  3  BauG). 

Nach  der  Beschlussfassung und dem Ablauf  der  30-tägigen Beschwerdefrist  (Art. 67  VRPG) ist  die  Pla-
nung ohne Verzug dem Amt für Gemeinden und Raumordnung zur Genehmigung einzureichen  (Art. 120  
Abs.  1  BauV). Eine Kopie  des  Überweisungsschreibens ist dem Regierungsstatthalteramt zuzustellen.  

Die  Pläne und Vorschriften sind  in  7-facher Ausfertigung, versehen mit  den  Genehmigungsvermerken,  
den  Unterschriften  der  Präsidentin /  des  Präsidenten und  der  Sekretärin /  des  Sekretärs  des  beschluss-
fassenden Organs sowie dem Auflagezeugnis  der  Gemeindeschreiberin /  des  Gemeindeschreibers ein-
zureichen  (Art. 120  Abs.  2  BauV). 

Beizulegen sind: 
— Aktualisierter Erläuterungsbericht nach  Art. 47  RPV  (7-fach) 
— die  Auflageexemplare 
— Publikationstexte 
— die  Einsprachen mit Lokalisierung  in  einem Übersichtsplan und  die  Protokolle  der  Einspracheverhand-

lungen 
— ein Bericht und begründeter Antrag  des  Gemeinderates über  die  unerledigten Einsprachen 
— ein Protokollauszug  der  Gemeindeversammlung /  der  Sitzung  des  Gemeinderates /  

der  Sitzung  des  Gemeindeparlaments 
— kommunales Reglement über  die  Mehrwertabgabe (MVVAR), resp. Bestätigung, dass kein MVVAR 

erlassen wurde  (Art. 142  Abs.  4  BauG). 

Vorlagen zu Publikationstexten, zur Behandlung  von  Einsprachen und weitere Checklisten finden Sie auf 
unserer Homepage unter Arbeitshilfen/Muster und Checklisten.  

Die  digitalen Daten sind gleichzeitig mit  der  Genehmigungseingabe gestützt auf  Art. T4-1  Abs.  3  BauG 
im Datenmodell DM.16-Npl-BE dem Amt für Geoinformation  (AGI)  zum  Download  und zur weiteren Ver-
arbeitung zur Verfügung zu stellen (Erfassungsvorschriften und Datenmodell siehe www.öeo.apps.be.ch  
— Datenmodell). 

Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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Freundliche Grüsse 
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Abteilung Orts- und Regionalplanung  

AL 
Benjamin  Fietkau 
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Fachberichte 
— Wurden bereits vorgängig  der  Gemeinde zugestellt. 

Kopie  per  E-Mail 
— Lohner + Partner, Bälliz  67, 3600  Thun 
— landplan  AG,  Seftigenstrasse  400, 3084  Wabern 
— Schmalz Ingenieur  AG,  Kirchweg  1, 3510  Konolfingen 

Kopie  per  E-Mail 
- Regierungsstatthalteramt Bern-Mittelland 
— ANF 
— FI  
- AWN,  Abteilung Walderhaltung Region Voralpen 
— KDP 
— AD  
— AUE, Abteilung Energie 
— 01K 11  
— AVVA 
— AGR intern  (BER,  BES,  \NIL,  SAM) 
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Gemeinde Herbligen 
Aktualisierung der baurechtlichen Grundordnung 

Auswertung Vorprüfungsbericht vom 22. Juni 2023 

7. Februar 2024 
Aufträge / 06 / 743 / 743_Ber_240207_AuswertungVorpruefung2.docx / 22.1.2024 / ka / cs 

Auswertung des Vorprüfungsberichts des Amts für Gemeinde und Raumordnung vom 22. Juni 2023 zur Aktualisierung der bau-
rechtliche Grundordnung der Gemeinde Herbligen mit Umsetzung BMBV und Festlegung der Gewässerräume. 
 

  Vorprüfungsbericht 

(Genehmigungsvorbehalt (GV), Empfehlung (E) oder Hinweis (H)) 

  Stellungnahme des Gemeinderats  

(Ä = Änderung Planungsinstrumente; EB = Ergänzung Erläuterungsbericht) 

 

     

 
 

     

 
 

1.  Allgemeines zur Vor-
prüfung 

 Zweck der Vorprüfung ist die Feststellung der Genehmi-
gungsfähigkeit von Plänen, Vorschriften und deren Ab-
änderungen. Genehmigungsfähig sind Pläne und Vor-
schriften, wenn sie rechtmässig und mit den übergeord-
neten Planungen vereinbar sind (Art. 61 Abs. 1 BauG). 
Die Vorprüfung weist auf allfällige Widersprüche zum 
geltenden Recht oder zu übergeordneten Planungen hin 
und zeigt auf, wie sie behoben werden können. So wur-
den auch die Anträge der Amts- und Fachstellen ge-
prüft, entsprechend gewichtet und fanden, wo erforder-
lich, Eingang im nachfolgenden Bericht. 

  z.K.  

       
  Mit den nachfolgend formulierten Genehmigungsvorbe-

halten (GV) werden Lücken oder ungelöste Fragen in 
  z.K.  
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  Vorprüfungsbericht 

(Genehmigungsvorbehalt (GV), Empfehlung (E) oder Hinweis (H)) 

  Stellungnahme des Gemeinderats  

(Ä = Änderung Planungsinstrumente; EB = Ergänzung Erläuterungsbericht) 
       

 

einer Planung angesprochen, welche bei Nichtberück-
sichtigung zu einer Nichtgenehmigung einzelner Festle-
gungen oder gar der ganzen Planung führen können. 
Die Bereinigung solcher Vorbehalte verhindert nachträg-
liche, zeitaufwändige Änderungs- und Anpassungsver-
fahren während der Genehmigung und ist zwingend vor-
zunehmen. 

       
  Wir ergänzen unsere Ausführungen mit Empfehlungen 

(E) und Hinweisen (H), deren Umsetzung die Nachvoll-
ziehbarkeit und Konsistenz der Planung verbessern soll. 

  z.K.  

       
2.  Ausgangslage  Mit der eingereichten Aktualisierung der baurechtlichen 

Grundordnung strebt die Gemeinde Herbligen die tech-
nische Umsetzung der BMBV und die Ausscheidung der 
Gewässerräume an. Neben der An-passung an die 
neuen übergeordneten Vorgaben sind weitere Änderun-
gen vorgesehen. So soll u.a. das Baureglement (BauR) 
dem Musterbaureglement (MBR) des Kantons Bern an-
geglichen werden und das revidierte Bauinventar umge-
setzt werden. Zudem werden die Fuss-/Wanderwege in 
der kommunalen Richtplankarte festgelegt. Die Ände-
rungen sind im Erläuterungsbericht (EB) sowie im Über-
tragungsprotokoll BauR dargelegt. 

  z.K.  

       
  Die öffentliche Mitwirkung gemäss Art. 58 BauG ist vom 

15. August 2019 bis 15. September 2019 erfolgt. Zudem 
fand am 28. August 2019 eine Sprechstunde statt. Es 
wurde eine Mitwirkungseingabe eingereicht. Diese 
wurde im Mitwirkungsbericht aufgeführt und der Um-
gang mit der Eingabe wurde beschrieben. 

  z.K.  
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  Vorprüfungsbericht 

(Genehmigungsvorbehalt (GV), Empfehlung (E) oder Hinweis (H)) 

  Stellungnahme des Gemeinderats  

(Ä = Änderung Planungsinstrumente; EB = Ergänzung Erläuterungsbericht) 
       

 

  Die letzte Ortsplanungsrevision der Gemeinde Herbligen 
wurde am 5. April 2000 vom Amt für Gemeinden und 
Raumordnung (AGR) genehmigt. 

  z.K.  

       
  Unter Vorbehalt der in folgenden Kapiteln bezeichneten 

Genehmigungsvorbehalte können wir der Aktualisierung 
der baurechtlichen Grundordnung zustimmen und eine 
Genehmigung in Aussicht stellen. 

  z.K.  

       
3.  Planbeständigkeit  Das BauR aus dem Jahr 1999 wird gemäss Art. 603 

Abs. 1 aufgehoben. Ausgenommen davon sind die Son-
derzone SZ1 sowie die ZPP Nr. 2 Widibühl. Das BauR 
wird folglich neu erlassen und muss überprüft werden. 
Die Planbeständigkeit wird mit der Genehmigung für alle 
Inhalte des BauR, ausgenommen SZ1 und ZPP Nr. 2, 
neu ausgelöst. 

H  z.K.  

       
  Die Sonderzone SZ1 «Gärtnerei» und die ZPP Nr. 2 

Widibühl sollen von Beschluss und Genehmigung ausge-
nommen werden. Nun werden diese beiden Zonen aus 
dem BauR gelöscht. Die Vorschriften zu den beiden Zo-
nen sind im BauR stehenzulassen. Dies mit dem Hinweis 
«von Beschluss und Genehmigung ausgenommen». 

GV  Besprechung mit AGR vom 23.8.2023 à 
– SZ1 und ZPP2 sollen i.S. eines Hinweises an der 

richtigen Stelle im Baureglement mit dem Hinweis 
«von Beschluss und Genehmigung ausgenommen, 
vgl. Art. 603» aufgeführt werden.  

– Art. 603 ist so formuliert, dass mit der Genehmigung 
des BauR, keine Planbeständigkeit für die SZ1 und 
ZPP Nr. 2, ausgelöst wird. 

– Ein Auszug aus dem alten Baureglement von 2000 
wird als Beilage dem Baureglement beigelegt. 

 
Baureglement gem. Besprechung mit AGR angepasst. 

Ä 
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  Vorprüfungsbericht 

(Genehmigungsvorbehalt (GV), Empfehlung (E) oder Hinweis (H)) 

  Stellungnahme des Gemeinderats  

(Ä = Änderung Planungsinstrumente; EB = Ergänzung Erläuterungsbericht) 
       

 

4.  Zonenplan Gewäs-
serräume  

 Der OIK II führt aus, dass das Gewässernetz korrekt ab-
gebildet wurde und die Vorbehalte aus der ersten Vor-
prüfung bereinigt wurden. Jedoch wird noch festgehal-
ten, dass der Gewässerraum im oberen Gemeindeteil 
mit «situativ festgelegter Gewässerraum gemäss Was-
serbauplan Chise» bezeichnet wird. Die Formulierung 
kann so nicht übernommen werden. Eine Festlegung 
des Gewässerraums kann nicht im Wasserbauplan fest-
gelegt werden. Der Gewässerraum an der Chise ist ana-
log dem restlichen Gemeindegebiet (hellbau) festzule-
gen. Der EB ist zudem entsprechend anzupassen. 

GV  Zonenplan und Erläuterungsbericht angepasst. Der Ge-
wässerraum der Chise wird abgestimmt auf die Festle-
gung in Oberdiessbach (22.0m) in Fliessrichtung zuneh-
mend festgelegt. Der Wasserbauplan Chise wurde bei 
der Festlegung des Gewässerraums berücksichtigt. 

Ä / 
EB 

       
  Das AWN teilt mit, dass im Bereich der verbindlichen 

Waldgrenzen (Parzellen Nrn. 54, 80 und 406) die 
Bauzone wie gefordert korrekt angepasst wurde. 

H  z.K.  

       
  Der Umgang mit dem Thema Gewässerraum ohne Be-

wirtschaftungseinschränkung gemäss Art. 41c Abs. 4 bis 
GSchV wird im EB erwähnt. Es wird auf individuelle 
Ausnahmegesuche hingewiesen. Es werden keine Aus-
nahmebewilligungen beantragt. Das AWA erteilt im Rah-
men der vorliegenden Nutzungsplanung keine Ausnah-
mebewilligungen von Bewirtschaftungseinschränkungen 
für Randstreifen nach Art. 41c Abs. 4bis GSchV. 

H  z.K.  

       
4.1 Naturgefahren 

(Hochwasser) 
 Der OIK II weist daraufhin, dass zurzeit der Wasserbau-

verband Chisebach die Gefahrenkarte (Prozess Was-
sergefahren) überarbeitet. Die revidierte Gefahrenkarte 
wird im 1. Quartal 2024 vorliegen und muss anschlies-
send in den Zonenplan überführt werden. 

H  z.K. à Die Gemeinde setzt die revidierte Gefahrenkarte, 
wenn diese dann vorliegt, in einem separaten Planer-
lassverfahren in die baurechtliche Grundordnung (Ände-
rung Zonenplan Naturgefahren) um. 

 

 
 

      



Gemeinde Herbligen – Aktualisierung der baurechtlichen Grundordnung – Auswertung Vorprüfungsbericht 5 
 
 

  Vorprüfungsbericht 

(Genehmigungsvorbehalt (GV), Empfehlung (E) oder Hinweis (H)) 

  Stellungnahme des Gemeinderats  

(Ä = Änderung Planungsinstrumente; EB = Ergänzung Erläuterungsbericht) 
       

 

5. Änderung Zonenplan 
Nr. 1 und Änderung 
Zonenplan Nr. 1a 

 Da bereits in der bestehenden Planung die Landschafts-
schutzgebiete der Landschaftsästhetik dienten, kann der 
Umwandlung der bestehenden Landschaftsschutzge-
biete in Landschaftsschongebiete im Grundsatz zuge-
stimmt werden. Auf den eingereichten Plänen sind die 
Perimeter der Landschaftsschongebiete nicht ersichtlich. 
Wir gehen davon aus, dass die Perimeter unverändert 
übernommen werden. Im Sinne der Nachvollziehbarkeit 
empfehlen wir dennoch, die Perimeter auf dem Zonen-
plan (resp. den Zonenplänen) einzuzeichnen oder im EB 
explizit zu erwähnen, dass die bestehenden Perimeter 
der Landschaftsschutzgebiete ohne Anpassungen über-
nommen werden. 

E  Besprechung mit AGR vom 23.8.2023 à Der Legenden-
punkt Landschaftsschongebiete soll mit dem Hinweis 
«keine Planänderung» ergänzt werden. 
 
Die Änderung des Zonenplans enthält nur jene Inhalte, 
die ändern. Da die Perimeter der Landschaftsschonge-
biete gleich bleiben sind sie nicht dargestellt. Der Legen-
denpunkt Landschaftsschongebiete wurde mit dem Hin-
weis «keine Planänderung» ergänzt. Erläuterungsbe-
richt ergänzt. 

Ä / 
EB 

       
  Der AD hält fest, dass das archäologische Schutzgebiet 

von Herbligen korrekt wiedergegeben wurde. Zudem ist 
auch die dazugehörige Vorschrift im BauR enthalten. 

H  z.K.  

       
  Im Erläuterungsbericht wird festgehalten, dass die ar-

chäologischen Fundstellen im Zonenplan aufgenommen 
wurden. Dies ist nicht der Fall. Die Pläne sind zu ergän-
zen. 

H  Keine Änderung. Im Erläuterungsbericht wird allgemein 
von archäologischen Funden gesprochen. Das archäo-
logische Schutzgebiet Wolfeburg ist im Plan «Änderung 
Zonenplan Nr. 1» dargestellt. Die archäologischen 
Fundstellen liegen innerhalb der archäologischen 
Schutzgebiete und werden dargestellt.  

 

       
6.  Baureglement  In der nachfolgenden Tabelle sind die Genehmigungs-

vorbehalte, Hinweise und Empfehlungen entsprechend 
ihrer Position in der Artikelstruktur dargestellt. 

    

       
Art. 232 Abs. 1 und 
Abs. 5 

 Die Formulierung «Anlage von gewerblichen Bauten» ist 
nicht ganz klar. Ist damit die Erstellung von gewerbli-
chen Bauten gemeint? 

H  Baureglement ergänzt (die bisherige Formulierung 
wurde präzisier: «Erstellung von gewerblich genutzten 
Bauten und Anlagen») 

Ä 
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  Vorprüfungsbericht 

(Genehmigungsvorbehalt (GV), Empfehlung (E) oder Hinweis (H)) 

  Stellungnahme des Gemeinderats  

(Ä = Änderung Planungsinstrumente; EB = Ergänzung Erläuterungsbericht) 
       

 

  Der Verweis auf Art. 88 (Überbauungsordnung) ist nicht 
nachvollziehbar. Es handelt sich bei den Sonderzonen 
nicht um Überbauungsordnungen, sondern um eine 
Zone der baurechtlichen Grundordnung. Deshalb ist der 
Hinweis auf die Überbauungsordnung und Art. 88 BauG 
nicht klar. 

H  Baureglement angepasst (Der Abs. 5 ist durch die über-
geordnete Gesetzgebung geregelt und entfällt). 

Ä 

       
Art. 311 und 431  Die AUE stellt mit E-Mail vom 18. Juli 2022 fest, dass es 

sich bei Art. 311 und Art 431 um keine Verschärfungen 
der kantonalen Energievorschriften handelt, sondern um 
Grundsätze aus der kantonalen Energiegesetzgebung. 
Auf einen Fachbericht wird entsprechend verzichtet. 

H  z.K.  

       
  Wir verweisen und empfehlen dringend die neuen kanto-

nalen Muster über die Nutzung der Energie im Gebäu-
debereich unter https://www.weu.be.ch/de/start/the-
men/energie/energievorschriften-gemeinden.html auf-
grund des revidierten kantonalen Energiegesetzes 
(KEnG). Durch die Verwendung der neuen kantonalen 
Energiemuster ist sichergestellt, dass die Vorschriften 
dem revidierten Kantonalen Energiegesetz entsprechen 
und somit genehmigungsfähig sind. 

E  Es sollen die kantonalen Energievorschriften gelten. 
Keine Änderung des Baureglements.  

 

       
Art. 413 Abs. 3  Gemäss MBR «…der Länge des darunterliegenden Fas-

sadenabschnitts». 
H  Baureglement ergänzt. Ä 

       
Art. 523 Abs. 2  Der Absatz 2 ist wie folgt zu bereinigen und zu ergänzen: 

- Sind die Bäume aus ökologischen Gründen geschützt, 
bewilligt das Regierungsstatthalteramt deren Fällung, 
wenn das öffentliche Interesse dagegen nicht über-
wiegt oder wenn die Bäume für Mensch, Tier oder Ei-
gentum eine Gefährdung darstellen. 

GV  Baureglement ergänzt. Die Bestimmungen zu Einzel-
bäumen werden aufgrund der langen Projektdauer vom 
erneut revidierten MBR (Stand Nov. 2022) übernommen 
und der Situation in Herbligen angepasst. Die bereits 
rechtsgültig als markante Einzelbäume bezeichneten 
Objekte in Herbligen sind aus landschaftsästhetischen 

Ä 
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  Vorprüfungsbericht 

(Genehmigungsvorbehalt (GV), Empfehlung (E) oder Hinweis (H)) 

  Stellungnahme des Gemeinderats  

(Ä = Änderung Planungsinstrumente; EB = Ergänzung Erläuterungsbericht) 
       

 

- Sind die Bäume aus landschaftsästhetischen Gründen 
geschützt, so obliegt der Entscheid über die Fällung 
dem Gemeinderat. 

- Sind die Bäume sowohl aus landschaftsästhetischen 
als auch aus ökologischen Gründen geschützt, so 
braucht es für die Fällung die Zustimmung des Ge-
meinderats und des Regierungsstatthalteramts. 

Die zitierten Artikel in der Hinweisspalte sind gemäss 
MBR anzupassen. 

Gründen geschützt, vgl. Erläuterungsbericht. 

       
Art. 524 Abs. 3  Die Bestimmung zum Landschaftsschongebiet aus dem 

MBR wird in abgeänderter Form übernommen. Die An-
passungen entsprechen grundsätzlich dem Bestim-
mungszweck des MBR-Artikels. Im Widerspruch dazu 
stehen die Relativierungen im zweiten Teil von Absatz 3: 
Hier werden Bauten und Anlagen zur Produktionsver-
besserung und/oder zum Schutz von landwirtschaftli-
chen Kulturen generell als zulässig erklärt. Auch diese 
Anlagen (inkl. der bei den Hinweisen genannten Bei-
spiele) haben sich in das Landschaftsbild einzufügen. 
Resp. dürfen diese Anlagen die landschaftliche Wirkung 
bedeutender Landschaftsräume nicht beeinträchtigen. 
So kann z.B. die Erstellung eines Folientunnels in der 
unverbauten Ebene des Aspi oder ein Hagelschutznetz 
auf der baumbestandenen Kuppe östlich des Helisbühl 
durchaus im Konflikt stehen mit dem Anliegen des Land-
schaftsschongebiets und dem Gebot, sich ins Land-
schaftsbild einzufügen.  
 
Der letzte Satz von Absatz 3 ist zu streichen (Wider-
spruch zum Zweck eines Landschaftsschongebiets ge-
mäss MBR und auch zu Art. 8 und 9a BauG) oder so 

GV  Besprechung mit AGR vom 23.8.2023 sowie Stellung-
nahme AGR vom 8.92023 à Präzisierung ggü. dem 
MBR OK, wenn ergänzt wird, dass auch standortgebun-
dene und im öffentlichen Interessen stehende Anlagen 
sich gut ins Landschaftsbild einfügen müssen. 
 
Baureglement ergänzt. Die Bestimmungen zum Land-
schaftsschongebiet werden aufgrund der langen Projekt-
dauer vom erneut revidierten MBR (Stand Nov. 2022) 
übernommen und den Bestimmungen umliegender Ge-
meinden (insbesondere Freimettigen) angeglichen. Prä-
zisiert wird, dass die Landschaftsschongebiete der land-
wirtschaftlichen Produktion dienen sowie standortgebun-
dene und im öffentlichen Interesse stehende Anlagen 
auch zugelassen sind, wenn sie sich gut ins Land-
schaftsbild einfügen.  
 

Ä 
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  Vorprüfungsbericht 

(Genehmigungsvorbehalt (GV), Empfehlung (E) oder Hinweis (H)) 

  Stellungnahme des Gemeinderats  

(Ä = Änderung Planungsinstrumente; EB = Ergänzung Erläuterungsbericht) 
       

 

anzupassen, dass sich kein Widerspruch zum Zweck ei-
nes Landschaftsschongebiets ergibt. 

   
 

    

  Bauten und Anlagen, die der landwirtschaftlichen Bewirt-
schaftung dienen und sich gut ins Landschaftsbild einfü-
gen, bleiben gemäss Absatz 2 und 3 zulässig. 

H  z.K.  

       
Art. 531  Der Artikel ist gemäss MBR zu ergänzen: 

Art. 531 geht allfälligen Bestimmungen zu Gewässerräu-
men in Überbauungsordnungen und Zonen mit Pla-
nungspflicht vor, sofern diese bereits vor Inkrafttreten 
des Baureglements rechtsgültig ausgeschieden waren. 

H  Besprechung mit AGR vom 23.8.2023 à Empfehlung 
Formulierung gemäss MBR umsetzen. 
 
Baureglement ergänzt/angepasst. 

Ä 

       
Art. 602  Da der Zonenplan nicht neu erlassen wird, ist auch der 

bestehende Art. 56 (Inkrafttreten) des bestehenden BauR 
in Art. 602 aufzunehmen. Die Vorschrift in Art. 602 
(Exemplar Vorprüfung) ist somit als Abs. 2 aufzunehmen. 

GV  Baureglement ergänzt. 
 
Besprechung mit AGR vom 23.8.2023 à Umsetzung 
gemäss Vorschlag Gemeinde i. O. 

Ä 

       
Historische Verkehrs-
wege (IVS) 

 In den Zonenplänen Nr. 1 und 1a sind die historischen 
Verkehrswege (gemäss IVS) korrekt dargestellt. Im Bau-
reglement fehlt der dazugehörige Artikel, dieser ist wie 
folgt zu ergänzen: 
- Die in den Zonenplänen 1 und 1a bezeichneten histori-

schen Verkehrswege sind in ihrer Linienführung und 
Substanz geschützt. Wegoberfläche und Breite, Bö-
schungen und wegbegleitende Vegetation (Bäume, 
Hecken usw.) dürfen nicht zerstört werden. 

- Unterhalt und Nutzung im herkömmlichen Rahmen 
bleiben gewährleistet. Veränderungen, die über diesen 
Rahmen hinausgehen, erfordern den Beizug der zu-
ständigen Fachstelle (Tiefbauamt des Kantons Bern). 

H  Besprechung mit TBA-OIK II (zuständige Fachstelle) 
vom 15.01.2024 à Der OIK II empfiehlt die regionalen 
und lokalen historischen Verkehrswege mit viel Sub-
stanz und mit Substanz in der kommunalen baurechtli-
chen Grundordnung (im Zonenplan und mit Bestimmun-
gen Baureglement) festzulegen und kommunal zu schüt-
zen. Der Entscheid obliegt jedoch dem Gemeinderat. 
 
Beilage 1 zum Baureglement ergänzt. Innerhalb des Ge-
meindegebiets von Herbligen liegen nur historische Ver-
kehrswege von lokaler und regionaler Bedeutung. Das 
Inventar der historischen Verkehrswege IVS ist als Hin-
weis (auf das übergeordnete Recht) im Zonenplan 

Ä / 
EB 
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(Ä = Änderung Planungsinstrumente; EB = Ergänzung Erläuterungsbericht) 
       

 

umgesetzt (gemäss Arbeitshilfe Landschaftsplanung).  
In Herbligen bestehen mehrheitlich Einträge zum histori-
schen Verlauf und nur ganz wenige lokale Objekte mit 
Substanz. Der Gemeinderat verzichtet daher auf einen 
kommunalen Schutz, weil diese Abschnitte meist aus-
serhalb des Siedlungsgebiets oder im Wald liegen (ge-
ringes Gefährdungsrisiko).  

       
7. Ergänzung Richt-

plankarte Ganzes  
Gemeindegebiet 

 Für den Richtplan ist auch eine Mitwirkung durchzufüh-
ren. 

GV  Besprechung mit AGR vom 23.8.2023 à Parallel zur 
Auflage des Baureglements kann die Mitwirkung für die 
Änderung des Richtplans durchgeführt werden. In der 
Publikation sind die beiden Verfahrensschritte deutlich 
zu deklarieren.  

 

       
  Die Wanderwege werden in der Richtplankarte festge-

legt. Der Titel «Ergänzung» ist nicht nachvollziehbar. 
H  Die rechtsgültige Richtplankarte «Ganzes Gemeindege-

biet» wird mit den Wanderwegen ergänzt (an den übri-
gen Inhalten ändert nichts). Der Plan wird «Änderung 
Richtplankarte Ganzes Gemeindegebiet» genannt (da 
es sich formell um eine Änderung handelt).  
 
Besprechung mit AGR vom 23.8.2023 à Plantitel «Än-
derung Richtplankarte Ganzes Gemeindegebiet» i. O. 

Ä 

       
  Der OIK II führt aus, dass die in der Richtplankarte auf-

geführten Wanderwege gemäss kantonalem Sachplan 
Wanderroutennetz korrekt dargestellt sind. Mit den For-
mulierungen in Art. B13 Baureglement ist der OIK II 
ebenfalls einverstanden. 

H  z.K.  

       
8. Erläuterungsbericht  Die ANF sowie das FI führen aus, dass die Abweichung 

der Sohlenbreite des Brenzikofebächli gegenüber den 
Angaben des kantonalen Gewässernetzes leider nicht 

H  Die Sohlenbreite des Brenzikofenbächli wurde vor Ort 
gemessen; vgl. Erläuterungsbericht Abschnitt Berech-
nung der Gewässerräume sowie Tabelle Anhang III 
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begründet ist. Es wird davon ausgegangen, dass die Si-
tuation vor Ort überprüft wurde. 

       
9. Weitere Themen,  

Hinweise und Emp-
fehlungen 

 Das AWA teilt mit, dass die vorgesehene Aktualisierung 
der baurechtlichen Grundordnung den im Kataster der 
belasteten Standorte eingetragenen Standort mit der Nr. 
06220007 (Parzelle Nr. 626) tangiert. Bauvorhaben auf 
belasteten Standorten sind vom AWA, Fachbereich 
Grundwasser und Altlasten, beurteilen zu lassen. Die er-
forderlichen Auflagen werden im Rahmen des Baubewil-
ligungsverfahrens festgelegt. In der Regel sind vor der 
Realisierung solcher Bauvorhaben altlasten- und/oder 
abfallrechtliche Untersuchungen notwendig (vgl. Art. 24 
- 27 der kantonalen Abfallverordnung). Diese Abklärun-
gen müssen von einer Fachperson für Altlastenfragen 
durchgeführt werden. Das Vorgehen ist vorgängig vom 
AWA genehmigen zu lassen. 

H  z.K. (Auflage im Baubewilligungsverfahren)  

       
  Die ANF sowie das FI halten mit Fachbericht vom 8. Au-

gust 2022 fest, dass die für den Fachbereich Flora/Fauna/ 
Lebensräume beantragten Anpassungen und Ergänzun-
gen zur ersten Vorprüfung soweit umgesetzt wurden und 
die Planung aus ihrer Sicht genehmigt werden kann. 

H  z.K.  

       
  Die KDP führt aus, dass die vorliegende Planung aus Sicht 

der kantonalen Denkmalpflege genehmigt werden kann. 
H  z.K.  
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10. Weiteres Vorgehen  Die bereinigte Planung ist während 30 Tagen zusam-
men mit dem Vorprüfungsbericht öffentlich aufzulegen 
(Art. 60 Abs. 1 BauG; Art. 54 Abs. 2 GG). In der Publika-
tion ist darauf hinzuweisen, dass während der Auflage-
frist, schriftlich begründet Einsprache erhoben werden 
kann (Art. 60 Abs. 2 BauG). 

  Besprechung mit AGR vom 23.8.2023 à Aufgrund des 
Bereinigungsgesprächs mit AGR kann eine Genehmi-
gung in Aussicht gestellt werden und daher die öffentli-
che Auflage angegangen werden. 

 

       
  Einspracheverhandlungen sind vor der Beschlussfas-

sung durch das zuständige Organ abzuhalten (Art. 60 
Abs. 2 BauG). Es empfiehlt sich deshalb, zwischen dem 
Ende der Auflagefrist und dem für die Beschlussfassung 
vorgesehenen Termin für diesen Zweck hinreichend Zeit 
auszusparen. 

    

       
  Die Einladung zur Gemeindeversammlung oder zur Ur-

nenabstimmung ist mindestens 30 Tage vorher bekannt 
zu machen (Art. 9 Abs. 1 GV). 

    

       
  Werden vor oder bei der Beschlussfassung Änderungen 

angebracht, ist den davon Betroffenen Kenntnis und Gele-
genheit zur Einsprache zu geben (Art. 60 Abs. 3 BauG). 

    

       
  Nach der Beschlussfassung und dem Ablauf der 30-tägi-

gen Beschwerdefrist (Art. 67 VRPG) ist die Planung 
ohne Verzug dem Amt für Gemeinden und Raumord-
nung zur Genehmigung einzureichen (Art. 120 Abs. 1 
BauV). Eine Kopie des Überweisungsschreibens ist dem 
Regierungsstatthalteramt zuzustellen. 

    

       
  Die Pläne und Vorschriften sind in 7-facher Ausfertigung, 

versehen mit den Genehmigungsvermerken, den Unter-
schriften der Präsidentin/des Präsidenten und der 
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Sekretärin/des Sekretärs des beschlussfassenden Organs 
sowie dem Auflagezeugnis der Gemeindeschreiberin / des 
Gemeindeschreibers einzureichen (Art. 120 Abs. 2 BauV). 

       
  Beizulegen sind: 

‒ Aktualisierter Erläuterungsbericht nach Art. 47 RPV 
(7-fach) 

‒ die Auflageexemplare 
‒ Publikationstexte 
‒ die Einsprachen mit Lokalisierung in einem Übersichts-

plan und die Protokolle der Einspracheverhandlungen 
‒ ein Bericht und begründeter Antrag des Gemeindera-

tes über die unerledigten Einsprachen 
‒ ein Protokollauszug der Gemeindeversammlung / der 

Sitzung des Gemeinderates / der Sitzung des Ge-
meindeparlaments 

‒ kommunales Reglement über die Mehrwertabgabe 
(MWAR), resp. Bestätigung, dass kein MWAR erlas-
sen wurde (Art. 142 Abs. 4 BauG). 

    

       
  Vorlagen zu Publikationstexten, zur Behandlung von Ein-

sprachen und weitere Checklisten finden Sie auf unserer 
Homepage unter Arbeitshilfen/Muster und Checklisten. 

    

       
  Die digitalen Daten sind gleichzeitig mit der Genehmi-

gungseingabe gestützt auf Art. T4-1 Abs. 3 BauG im Da-
tenmodell DM.16-Npl-BE dem Amt für Geoinformation 
(AGI) zum Download und zur weiteren Verarbeitung zur 
Verfügung zu stellen (Erfassungsvorschriften und Da-
tenmodell siehe www.geo.apps.be.ch - Datenmodell). 

    

       
 
 


